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Abkürzungsverzeichnis
	AGB
Allgemeine Geschäftsbedingungen

ADG
Auftrag Dienstgeber (offene Stellen und Lehr

stellen)

ALG
Arbeitslosengeld

ALL
Segment Allgemein

AlVG
Arbeitslosenversicherungsgesetz

AMFG
Arbeitsmarktförderungsgesetz

AMS
Arbeitsmarktservice

AMSG
Arbeitsmarktservicegesetz

AUA
Automatischer Abgleich

AuslBG
Ausländerbeschäftigungsgesetz

BAS IF
Beihilfenadministrationssystem Individual-

förderungen

BBE
Beratungs- und Betreuungseinrichtungen
BE
Bezugseinstellung

BEINSTG
Behinderteneinstellungsgesetz

BEMO
Beihilfen der beruflichen Mobilität

BEW
Segment Bewegungen

BIZ
BerufsInfoZentren

BM
Bildungsmaßnahmen

BRL
Bundesrichtlinie

BRZ
Bundesrechenzentrum

BSC
Balanced Score Card

BTR
Betriebsdaten (Unternehmen)

BU
Bezugsunterbrechung

BW 1 / 2
Segment Berufswunsch (1 und 2)

CMS
Client Monitoring System 

DLU
Deckung des Lebensunterhaltes

DOKU
Segment Dokumente

EB
Eingliederungsbeihilfe

EFQM
European Foundation of Quality Management

EH
Erweiterte Überbrückungshilfe

ENT
Entfernungsbeihilfe

FB
Familienbeihilfe

FZ
Familienzuschläge

GBP
Gemeinnützige Beschäftigungsprojekte

IESG
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 
INS
Segment Inserat
	KBH
Kinderbetreuungsbeihilfe
KK
Kurskosten KNK
Kursnebenkosten 
KP
Kernprozess

LGS
Landesgeschäftsstelle

LST
Beihilfe zur Förderung von Ausbildungsverhält

nissen nach dem Berufsausbildungsgesetz NAG
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 

NH
Notstandshilfe

OFG
Opferfürsorgegesetz

PER
Segment Personenstamm

PST
Personenstammdaten

PV
Pensionsvorschuss

REMO
Beihilfen der regionalen Mobilität und Ar

beitsaufnahme

RGS
Regionale Geschäftsstelle
SAB
Service Ausländerbeschäftigung 

SB
Selbstbedienung

SEL
ServiceLine

SPR
Segment Suchprofil

TVS
Segment Terminvereinbarungssystem

SFA
Service für Arbeitskräfte

SFU
Service für Unternehmen

SÖB
Sozialökonomische Betriebe

SUG
Sonderunterstützungsgesetz

SV Nr. 
Sozialversicherungsnummer

TAS
Teilnahmen-Administrationssystem

UGB
Unterhaltsgrundbetrag

UGP
Unternehmensgründungsprogramm

ÜH
Überbrückungshilfe

ÜHG
Überbrückungshilfegesetz

ÜSB
Übersiedlungsbeihilfe

VMZ
Segment Vormerkzeiten

VV
Vermittlungsvorschlag

WE
Wiedereinsteigerinnen

ZMR
Zentrales Melderegister

ZUA
Segment Zusätze Ausländer/-in

ZVA
Zahlungs- und Verrechnungsauftrag

ZZA
Zwischenbetriebliche Zusatzausbildung


Sollten Sie noch inhaltliche Erklärungen zu Begriffen suchen, bietet der eGlossar zusätzliche Erklärungen. 
1 Einleitung

Bedingt durch die Einführung des AMS-Prozessmodells ist es erforderlich die „BRL AMS-Dienstleistungen“ anzupassen. Die Darstellung des Kernprozesses „Arbeitskräfte bei der Suche nach Beschäftigungsmöglichkeiten und bei der Anpassung an die Arbeitskräftenachfrage unterstützen“ (KP „Arbeitskräfte unterstützen“) ist deshalb die Grundlage für diese Bundesrichtlinie (siehe Intranet Management und Innovation – Prozessmanagement).
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Diese Bundesrichtlinie beschreibt alle Prozessschritte des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ auf RGS-Ebene (Ebene 3), wobei die bereits vorhandene Ebene 4 inhaltlich berücksichtigt wird. Da die Prozessschritte nicht immer chronologisch ablaufen, sondern auch parallel, besteht in diesem Dokument die Möglichkeit mittels Links zu den vorherigen oder nachfolgenden Prozessschritten zu springen (auch Seitenzahlen sind angegeben). Zum besseren Überblick findet sich eine gekürzte Prozessdarstellung in den Erläuterungen.
Die Inhalte dieser Bundesrichtlinie orientieren sich am Prinzip des Gender Mainstreaming. Bei der Beschreibung der Prozessschritte wird aufgrund der Genderanalyse jeweils auf die Gleichstellungsaspekte und die relevanten Aktivitäten hingewiesen.

Die vorliegende Bundesrichtlinie soll eine Zusammenfassung und Normierung des gesamten Prozesses bieten und damit eine Unterstützung für die BeraterInnen bei der Abwicklung des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ darstellen. 

Zur besseren Übersichtlichkeit sind Erläuterungen bzw. Empfehlungen kursiv geschrieben.

2 Regelungsgegenstand

Diese Richtlinie regelt die Abwicklung der Betreuung der KundInnen im Rahmen des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ und legt die Dienstleistungen dieses Kernprozesses fest:

· Beschreibung der Prozessschritte (Erläuterungen) sowie die innerhalb der Prozessschritte zu erbringenden Ergebnisse. 

· Festlegung von verbindlichen Qualitätsstandards und Normen auch für EDV-Eintragungen, verpflichtend auszugebende Unterlagen/Formulare an KundInnen sowie Ergebnisse.

· Schnittstellen werden sowohl zu den anderen Kernprozessen (KP „Unternehmen unterstützen“ und KP “Personen, Institutionen und die Öffentlichkeit informieren“) als auch innerhalb des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ (Infozone, Servicezone, Beratungszone, ServiceLine) geregelt.

· Als Empfehlung sind Unterlagen angeführt, die ausgegeben werden können bzw. Unterstützungsmaterial (Dokumente, Datenbanken) für die BeraterInnen. 

· Für den Teilprozess Förderung werden allgemeine Normen festgelegt (siehe Punkt 6.8). Die Detaillierung erfolgt in den jeweiligen Förderrichtlinien, die von dieser Richtlinie unberührt bleiben. 

· Für den Teilprozess Ausländerbeschäftigung (personenbezogene Bewilligungen und Bestätigungen) werden vereinzelt Normen festgelegt (z.B. beim Prozessschritt „Gesetzliche Voraussetzungen für die Vormerkung prüfen“). Ansonsten wird die detaillierte Abwicklung überwiegend durch eine eigene Bundesrichtlinie geregelt.

Neben dieser Richtlinie gibt es noch zusätzliche Richtlinien, die Bereiche des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ regeln und weiterhin gültig sind, z.B. „BRL Betreuungsvereinbarung“. In den jeweiligen Prozessschritten wird auf diese Bundesrichtlinien verwiesen.

3 Regelungsziele

Ziel dieser Bundesrichtlinie ist die Sicherstellung und Standardisierung der Betreuungsqualität des AMS für die KundInnen im KP „Arbeitskräfte unterstützen“, womit die KundInnenorientierung und KundInnenzufriedenheit erhöht werden soll.

Die angeführten Qualitätsstandards sind als Mindeststandards zu sehen. Die LGS können im Rahmen der regionalen Möglichkeiten und Ressourcen zusätzliche und höhere Qualitätsstandards definieren und diese für ihren Bereich verbindlich festlegen. 

In dieser Bundesrichtlinie sind auch Normen formuliert, die die Festlegung von ergänzenden Regelungen seitens der LGS bzw. RGS unter Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten und Bedürfnisse (gekennzeichnet mit () erfordern.
Die Qualitätsstandards und Normen sollen auch die Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt fördern und dem geteilten Arbeitsmarkt entgegenwirken. Die AMS-BeraterInnen sollen strukturelle Unterschiede in den Erwerbs- und Arbeitsmarktchancen zwischen KundInnen des AMS wahrnehmen und in Richtung arbeitsmarktpolitische Gleichstellung verändern. Im Betreuungsprozess ist darauf zu achten, dass die getätigten Prozessschritte bzw. die vereinbarten Maßnahmen der Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt förderlich sind.

Weiters wird mit dieser Bundesrichtlinie dem EFQM-Kriterium 5b Rechnung getragen.
4 Gesetzliche Grundlagen

Die anzuwendenden gesetzlichen Grundlagen finden sich in den einschlägigen Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl 609/1977, des Überbrückungshilfengesetzes, BGBl. 174/1963, des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl Nr. 313/1994 (in jeweils geltender Fassung), sowie im Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG).
Darüber hinaus gehende Regelungen und Normen z.B. Erläuterungen zu den einschlägigen Bestimmungen des AlVG im Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG), Gesetze und Kommentare/29, Verlag des ÖGB, sind jedenfalls zu beachten, wie auch einschlägige Erlässe/Weisungen des BMWA. 
5 Adressaten und Adressatinnen

Adressaten und Adressatinnen dieser Richtlinie sind alle Führungskräfte und MitarbeiterInnen des AMS, die mit der Koordination, Steuerung und Umsetzung des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ befasst sind. 
Aufgrund der vielen Berührungspunkte zum KP „Unternehmen unterstützen“ aber auch zum KP „Personen, Institutionen und Öffentlichkeit informieren“ sind auch Führungskräfte und MitarbeiterInnen dieser Prozesse Adressaten und Adressatinnen der vorliegenden Richtlinie. 
6 Normen – inhaltliche Regelungen – Prozess- und Prozessschrittübergreifende Regelungen 

6.1 Dienstleistungen

Bei der Festlegung der Dienstleistungen steht die Wahrnehmung der Dienstleistungen durch die KundInnen im Vordergrund. Die Dienstleistungen sind kundInnen- und zielgruppenorientiert einzusetzen, daher können pro Prozessschritt mehrere Dienstleistungen erbracht werden. 
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Unter Betreuung ist die Zusammenfassung aller Dienstleistungen und Aktivitäten, die vom Prozessbeginn bis zum Prozessende durchgeführt werden, zu verstehen.

Beratung umfasst folgende Tätigkeiten:
· Besprechung und Abklärung der KundInnenwünsche und Vereinbarung arbeitsmarktkonformer Vermittlungsprofile, 

· Gespräche und Unterstützung zur Festlegung von Lösungsmöglichkeiten des KundInnenproblems (Auswahl aus mehreren Möglichkeiten), z.B. Gespräch zur Erstellung der Betreuungsvereinbarung inklusive Fördermöglichkeiten, 

· Information und Anbieten von SB-Angeboten sowie die Anleitung zur Nutzung dieser Angebote (z.B. eJob-Room, Stellenlisten, Samsomat, Broschüren, BIZ), wobei zur Unterstützung der Selbstbedienung jedenfalls der eServicefolder und die Produktblätter eJob-Room, Checkout und Next Job in der Infozone aufzulegen sind,
· Anleitung zur Eigeninitiative und Stärkung des Selbsthilfepotenzials,
· Beantwortung allgemeiner Fragen sowie Informationen über den Arbeitsmarkt (z.B. offene Stellen), Geschäftsbedingungen, Fragen zum Leistungsbezug, Förderungen, etc.

· Infoveranstaltungen allgemein und für bestimmte Personengruppen,

· Kontakthaltung und Kommunikation mit KundInnen während der Teilnahme an Maßnahmen/Kursen.

Vermittlung umfasst folgende Tätigkeiten:
· Abstimmung der potenziellen offenen Stellen mit den KundInnen,
· Zubuchung von vorgemerkten Personen auf offene Stellen (auch während der Teilnahme von KundInnen an Förderungen),

· Begleitung und Überprüfung der vom AMS eingeleiteten Vermittlungsvorschläge zur Ergebnisabklärung.

Finanzielle Unterstützung im Bereich Arbeitslosenversicherung umfasst folgende Tätigkeiten:

· Informationen, Beratung und Unterstützungvon BezieherInnen finanzieller Leistungen (Meldepflichten, Zumutbarkeit, Einstellung der Auszahlung finanzieller Leistungen),

· Bearbeitung von Anträgen für Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG): Arbeitslosengeld (ALG), Notstandshilfe (NH), Pensionsvorschuss (PV), Altersteilzeitgeld, Weiterbildungsgeld, Übergangsgeld, 
· Bearbeitung von Anträgen für Leistungen nach dem Überbrückungshilfegesetz (ÜHG): Überbrückungshilfe (ÜH), erweiterte Überbrückungshilfe (EH),
· Anweisung von gebührenden Leistungen.

Förderung (Maßnahmen, Beihilfen) ist die Bezeichnung für alle Aktivitäten zur Integration von Personen in den Arbeitsmarkt oder zur Sicherung einer Beschäftigung, die vom AMS initiiert und finanziert werden. Die Dienstleistung Förderung kann in die 3 Gruppen untergliedert werden und umfasst folgende Förderinstrumente:

Förderung der Beschäftigung

· Berufliche Eingliederungsbeihilfe (EB)

· Beschäftigungen bei sozialökonomischen Betrieben (SÖB)
· Beschäftigungen bei Gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten (GBP)
· Beihilfen zur regionalen Mobilität und Arbeitsaufnahme (ENT im Rahmen der REMO)
· Übersiedlungsbeihilfe (ÜSB; BRL bisher noch nicht in Kraft)
Förderung der Qualifizierung
· Bildungsmaßnahmen (Qualifizierung, Aktive Arbeitsuche, Orientierung, Training)

· Beihilfen zur beruflichen Mobilität (BEMO - DLU, KK, KNK)

· Arbeitsstiftungen nach AlVG

· Beihilfe zur Förderung von Ausbildungsverhältnissen nach den Berufsausbildungsgesetzen (LST, ZZA)
Maßnahmen zur Unterstützung

· Beihilfen zur regionalen Mobilität und Arbeitsaufnahme (VOR, KBH) 

· Unterstützung bei der Unternehmensgründung für Arbeitslose (UGP)

· Beratung und Betreuung im Rahmen von arbeitsmarktbezogenen Beratungs- und Betreu​ungseinrichtungen (BBE)
Unterstützung im Rahmen der Ausländerbeschäftigung umfasst folgende Tätigkeiten:

· Beratung betreffend AuslBG bzw. Informationen zum NAG (Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz), z.B. Familienangehörige von ÖsterreicherInnen 
· Amtswegige Erledigung von Anträgen auf Beschäftigungsbewilligung sowie die Bearbeitung personenbezogener Berechtigungen: Arbeitserlaubnis, Befreiungschein, Freizügigkeitsbestätigung, §3/8-Bestätigung sowie SU-Bestätigung für subsidiär Schutzberechtigte 

6.2 KundInnengruppen des AMS

Zu den KundInnen des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ zählen alle Personen, die eine Dienstleistung des AMS in Anspruch nehmen, wie arbeitslose Arbeitsuchende, beschäftigte Arbeitsuchende, Lehrstellensuchende, SchülerInnen vor der Berufs- und Ausbildungswahl, BerufsersteinsteigerInnen, WiedereinsteigerInnen.

Für die Betreuung besonderer Personengruppen 

· Jugendliche

· Frauen und Mädchen

· WiedereinsteigerInnen

· Personen mit Einstellzusagen

· AusländerInnen 

· Personen mit Behinderungen (Beeinträchtigung der physischen, psychischen, geistigen oder Sinnesfunktionen)

· Ältere ArbeitnehmerInnen

sind zum Teil zusätzliche Qualitätsstandards und Normen in dieser Bundesrichtlinie formuliert.

Darüber hinaus können die Landesorganisationen detailliertere Vorgehensweisen in der Betreuung für diese und andere Personengruppen (wie AkademikerInnen, KünstlerInnen, MaturantInnen, Langzeitbeschäftigungslose, etc.) vorsehen.

6.3 Vertriebswege
Die Dienstleistungen des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ werden über verschiedene Vertriebswege angeboten. 

Je nach Problemlage und Bedürfnisse der KundInnen sollen die Vertriebswege 
· persönlicher KundInnenkontakt in der RGS, 
· SB-Angebote in den RGS (z.B. Samsomaten),

· Internet, 
· ServiceLine
differenziert angeboten werden. 

Der Umfang bzw. der Inhalt des Angebots ist vom jeweiligen Vertriebsweg abhängig. 

Personen mit höherem Selbsthilfepotenzial sollen verstärkt auf den Channel Internet z.B. eJob-Room hingewiesen werden. 

6.4 Instrumente zur Überprüfung der Einhaltung der Qualitätsstandards und Normen 

Den Führungskräften kommt bei der Einhaltung der Qualitätsstandards und Normen eine wesentliche Rolle zu. 

Zur Überprüfung und Ableitung notwendiger Verbesserungsmaßnahmen stehen u.a. folgende Instrumente zur Verfügung: 

· ams.help

· BSC – Balanced Score Card

· BVS-ALV-Datenabgleich

· CMS - Client Monitoring System

· Teilnahmezufriedenheit (mit Förderungen)

· DWH, Sonderauswertungen

· EFQM (AQA)

· Fachkontrolle

· Monitoring

· Revisionsberichte

Im Sinne der Optimierung der Prozessabläufe und der Dienstleistungsqualität sind von den LGS und RGS laufend Verbesserungsmaßnahmen zu setzen. 

6.5 KundInnenorientierung

Ziel des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ ist es, die Arbeitskräfte bei der Suche nach geeigneten Beschäftigungsmöglichkeiten und bei der Anpassung an die Arbeitskräftenachfrage zu unterstützen, und dafür zu sorgen, dass Arbeitslosigkeit nicht länger dauert, als es der Markt bedingt. Dabei ist die arbeitsmarktpolitische Gleichstellung (Gender Mainstreaming) zu berücksichtigen.

Das Dienstleistungsangebot des AMS ist im Sinne des „Längerfristigen Plans“ mit dem Ziel einer größtmöglichen KundInnenzufriedenheit umzusetzen.

Um KundInnenwunsch und Arbeitsmarktbedarf gleichermaßen zu berücksichtigen, sind folgende Punkte bei der Betreuung zu beachten: 

· Der verständlichen und verbindlichen Kommunikation über Möglichkeiten und Grenzen des AMS kommt besondere Bedeutung zu. KundInnen müssen von Betreuungsbeginn an wissen, was an Unterstützung geboten werden kann und was von ihnen erwartet wird. Es ist wichtig, inhaltliche und zeitliche Vereinbarungen mit den KundInnen zu treffen und in schriftlicher Form zu übergeben.

· Um eine optimale Betreuungsstrategie zu finden und eine nachhaltige Wirkung zu erzielen und dadurch die KundInnen optimal unterstützen zu können, ist die Kommunikation besonders zu Beginn der Betreuung von wesentlicher Bedeutung. Mögliche Bedenken und Ängste der KundInnen müssen besprochen und von den BeraterInnen ernst genommen werden.

· Eine neutrale Auseinandersetzung mit Realisierungsmöglichkeiten, eine verständliche Kommunikation und eine gezielte Ausschöpfung des Unterstützungsangebotes erhöht die Vermittlungsqualität. Auch wenn nicht jedem Vermittlungswunsch entsprochen werden kann, besteht damit kein Widerspruch zu Vermittlungsqualität und KundInnenorientierung.

· Ziel bei jeder persönlichen Vorsprache des/der KundIn ist es, ihr/ihm konkrete Dienstleistungen anzubieten. 
· Ist der/die KundIn trotz kundInnenorientiertem Handeln nicht bereit, Vereinbarungen (oder Verpflichtungen) einzugehen, trägt er/sie letztlich die Verantwortung für die Konsequenzen seines/ihres Handelns. In diesen Fällen ist das AMS aufgrund seiner gesetzlichen Vorgaben verpflichtet, entsprechende Schritte einzuleiten (z.B. Sanktionen nach §10 AlVG).

· Verbindlichkeiten betreffen sowohl das AMS und seine/ihre MitarbeiterInnen als auch KundInnen. Das AMS hält sich an die getroffenen Vereinbarungen mit den KundInnen. Um den Betreuungsverlauf und die getroffenen Vereinbarungen nachvollziehen zu können, sind alle Kontakte (telefonisch und persönlich) mit dem/der KundIn mit den erledigten Aktivitäten in der EDV zu dokumentieren. Eine Dokumentation in der PST-DOKU darf nur dann entfallen, wenn die Aktivität durch andere EDV-Eintragungen (z.B. Rückmeldung zu Vermittlungsvorschlägen/Segment BEW) nachvollziehbar ist. Auch eine telefonische Nichterreichung des/der KundIn ist mit dem Grund der Kontaktaufnahme zu dokumentieren.
Abgesehen von der korrekten Abwicklung der Dienstleistungen im Rahmen der Prozessschritte, ist das Kommunikationsverhalten der BeraterInnen im unmittelbaren KundInnenkontakt ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Zufriedenheit der KundInnen.

Folgende Verhaltensweisen fördern und unterstützen die KundInnenorientierung und sind als Empfehlungen für die BeraterInnen im Umgang mit den KundInnen zu sehen:
· BeraterIn bereitet sich bei TerminkundInnen auf das Gespräch vor.

· BeraterIn sorgt für eine angenehme und ungestörte Raumatmosphäre (wenn möglich keine Störungen durch Telefon, Handy, Radio, schlechte Luft).

· BeraterIn erhebt sich, wenn KundInnen das Zimmer betreten.

· BeraterIn begrüßt die KundInnen, wertschätzend, mit Handschlag, wenn möglich, namentlich und stellt sich selbst vor.

· BeraterIn erwähnt im Gespräch den Namen der/des KundIn.

· BeraterIn hält Augenkontakt mit dem/der KundIn während eigener Gesprächsbeiträge.

· BeraterIn führt das Gespräch, stellt die erste inhaltliche Frage.

· BeraterIn verwendet positive, zukunftsgerichtete Formulierungen.

· BeraterIn verwendet geschlechtergerechte und gendergerechte Sprache (siehe Leitfaden zur geschlechtergerechten Sprache im Intranet).

· BeraterIn stellt offene Fragen, fragt aktiv und kritisch nach.

· BeraterIn hört aktiv zu und geht auf Fragen des/der KundIn ein.

· BeraterIn erklärt, was sie/er tut, wenn EDV-Eintragungen vorgenommen werden.

· BeraterIn dreht den Bildschirm zum/zur KundIn, sofern dies möglich ist.

· BeraterIn erklärt die ausgegebenen Unterlagen.
· BeraterIn fasst die wichtigsten Gesprächsergebnisse zusammen.

· BeraterIn verabschiedet den/die KundIn.

6.6 Gleichstellung von Frauen und Männern im SFA-Prozess
Frauen sind auf dem Arbeitsmarkt nach wie vor strukturell benachteiligt. Dies zeigt sich in geschlechtspezifisch unterschiedlichen Erwerbsquoten, Berufsunterbrechungen infolge Kinderbetreuung, Arbeitsmarktintegration und den dementsprechenden Einkommensunterschieden. Unter den Arbeitsuchenden ist der Anteil der Frauen, die keine über die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung haben, ebenfalls höher als bei den Männern. Dazu kommt, dass aufgrund des geteilten Arbeitsmarkts Frauen mit traditionellen Berufsausbildungen diese - speziell nach Berufsunterbrechung - weniger gut bis gar nicht mehr verwerten können. 

Das AMS trägt mit seiner gesamten Politik zur Förderung der Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt bei (Siehe AMS-Frauenprogramm 2006-2008). Ziele der Gleichstellungsorientierung sind:

· die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern zu verringern,

· die Erwerbsbeteilung von Frauen zu erhöhen,

· Frauen den Zugang zu allen Berufen und Positionen zu ermöglichen. 

Für den Kernprozess „Arbeitskräfte unterstützen“ bedeutet dies, dass der/die einzelne BeraterIn darauf achten muss, dass die getätigten Prozessschritte bzw. die vereinbarten Maßnahmen und Angebote die Chancen von Frauen verbessern und dadurch die Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt gefördert wird.
Folgende Grundsätze fördern die Gleichstellung: 

· Zur Erhöhung des Beschäftigungspotenzials von Frauen ist von den BeraterInnen eine aktive und fördernde Haltung, insbesondere bei Wiedereinsteigerinnen einzunehmen. Auf frauenspezifische Angebote (z.B. Wiedereinstiegsveranstaltungen) ist im Sinne eines Unterstützungsangebotes hinzuweisen. 
· Um eine gleichstellungsorientierte Betreuungsstrategie gemeinsam mit der Kundin zu erarbeiten, ist auf die spezifischen Rahmenbedingungen von Frauen mit aktiven Fragen einzugehen (Siehe frauenspezifischer Beratungsleitfaden im Intranet). Diese Informationen und Ergebnisse sind im gesamten Betreuungsverlauf konsequent zu berücksichtigen. Abmeldungen (z.B. aufgrund von Resignation) in arbeitsmarktferne Positionen sind durch Aufzeigen von Alternativen zu verhindern.

· Frauen verfügen im Vergleich zu Männern über weniger formal abgeschlossene Qualifikationen, jedoch über informelle Kompetenzen und Zusatzkenntnisse, die beruflich verwertbar sind. Deshalb sind im Rahmen der Beratung auch außerberufliche Erfahrungen und zusätzliche Fähigkeiten und Fertigkeiten aktiv von den BeraterInnen nachzufragen. 

· Um die Karrieremöglichkeiten und Einkommenschancen von Frauen nachhaltig positiv zu beeinflussen und Dequalifizierung zu vermeiden, sind Qualifizierungsangebote aktiv anzusprechen. Höherqualifizierung ist anzustreben. Bei der Auswahl der Angebote haben die BeraterInnen auf eine Laufbahnverbesserung und Erweiterung des Berufspektrums zu achten.
Um die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten von Frauen zu unterstützen, ist auf frauenspezifische Informations-, Qualifizierungs- und Unterstützungsangebote hinzuweisen. Im Besonderen Frauen sind in Umsetzung der Gleichstellungsziele aktiv über nichttradionelle Berufs-, Stellen- und Ausbildungsangebote zu informieren und zu motivieren. 
· Bei der Vermittlung ist auf existenzsichernde und qualifikationsgerechte Jobangebote zu achten. 

6.7 Early Intervention 

Unter Early Intervention ist ein frühzeitiges (ab dem ersten Tag der Vormerkung aus einer Beschäftigung oder einer Schulung), zielgerichtetes und problemorientiertes Setzen von Aktivitäten (Vermittlung, Beratung, Förderung), zu verstehen. Als zeitliche Vorgabe für Early Intervention sind die ersten 90 Tage der Vormerkung definiert. Durch gezielte Early Intervention soll die Vormerkdauer so kurz wie möglich gehalten werden und die Anzahl von Langzeitarbeitslosen bzw. Langzeitbeschäftigungslosen gering gehalten werden. 

Damit Early Intervention erfolgreich ist, sind je nach Betreuungsnotwendigkeit und entsprechend der Zugehörigkeit zu einer besonderen KundInnengruppe (z.B. Jugendliche, Ältere, Wiedereinsteigerinnen, AusländerInnen) die Dienstleistungen und Aktivitäten frühzeitig auszuwählen. 

Um Early Intervention erfolgreich umzusetzen sind folgende Faktoren ausschlaggebend: 

· Beim Erstgespräch sind die vermittlungs- und betreuungsrelevanten Daten aktuell, vollständig und schlüssig einzutragen, ein Sofortmatching (Ausnahmen siehe Prozessschritt „Entscheidung, ob sofort vermittelt werden kann“) durchzuführen und Eigeninitiative zu vereinbaren.

· Rasche Segmentierung und Weiterbetreuung in der Beratungszone bei erhöhtem Betreuungsbedarf.

· Kurze Betreuungsintervalle (2-4 Wochen) sind zu vereinbaren. 

· Regelmäßiges Matching ist durchzuführen.
· Bei Bedarf sind Förderinstrumente (z.B. KK, EB, KBH, VOR, teilw. BM wie z.B. Deutschkurse, Berufsorientierung, Aktive Arbeitsuche, Implacementstiftungen) anzubieten. 

· Bei Bedarf Ausstellung von personenbezogenen Arbeitsbewilligungen, Befreiungsschein usw. um damit z.B. auch bei einem Personalbereitsteller arbeiten zu können. 

6.8 Zusammenarbeit SFA (KP “Arbeitskräfte unterstützen“) und SFU (KP “Unternehmen unterstützen“)

In der „Richtlinie zur Gestaltung der Organisation der LGS und RGS“ werden in grundsätzlicher Form Aufgabenstellung, Zuständigkeit und Schnittstelle bezüglich KP „Arbeitskräfte unterstützen“  und KP „Unternehmen unterstützen“ definiert und verbindlich geregelt. So wird für diese beiden Prozesse eine klare und eindeutige Zuordnung und Abgrenzung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten gefordert. 

Besonders in den RGS ist die laufende Bearbeitung dieser Schnittstelle von spezieller Bedeutung. In der vorliegenden Bundesrichtlinie werden Qualitätsstandards für die Schnittstellen festgelegt. 
Folgende Regelungen sind Grundvoraussetzung für eine funktionierende Zusammenarbeit zwischen SFA und SFU und sind verbindlich einzuhalten: 

· PST und ADG (BTR) werden rasch, in hoher Qualität und Aktualität zur Verfügung gestellt, damit gezielte Vermittlungsaktivitäten auch ohne Rückfragen möglich sind und eine größtmögliche Transparenz hinsichtlich der getroffenen Vereinbarungen vorhanden ist.

· Ergebnisse von Vermittlungsversuchen sind sowohl vom SFA als auch vom SFU abzuklären und zu dokumentieren. Das SFU ist verpflichtet bei Rückmeldungen von Unternehmen betreffend „Vereitelungen“ von Arbeitsuchenden das SFA unverzüglich zu informieren. 

· Getroffene und dokumentierte Vereinbarungen mit SFA- und SFU-KundInnen sind auch von den BeraterInnen des jeweils anderen Prozesses einzuhalten.

· Die Erfordernisse des regionalen Arbeitsmarktes sind seitens beider Kernprozesse zu beobachten und aufeinander abzustimmen. 

· Die Akquisition von offenen Stellen für benachteiligte Personen aber auch bestimmte KundInnengruppen (z.B. Lehrstellensuchende) ist zwischen SFA und SFU abzustimmen und ist Aufgabe des SFU (verpflichtende Kooperation zwischen SFA und SFU).

	(
	Die LGS müssen konkrete Regelungen zur Sicherstellung einer systematischen Kommunikation zwischen SFA und SFU festlegen. Dabei ist u.a. darauf zu achten, dass die Kommunikation auch auf MitarbeiterInnenebene erfolgt sowie die Ergebnisse schriftlich festgehalten werden.


6.9 Schnittstelle zum Teilprozess Förderung

Mit dem Teilprozess Förderung des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ werden Beihilfen im Rahmen der beruflichen Mobilität (BEMO), der regionalen Mobilität und Arbeitsaufnahme (REMO, ÜSB), das Unternehmensgründungsprogramm (UGP), Bildungsmaßnahmen (BM), sowie die Teilnahme an Beschäftigungsprojekten (SÖB oder GBP) und Beratungs- und Betreuungseinrichtungen (BBE) abgewickelt. 

Die Eingliederungs- und Lehrstellenbeihilfe sowie die Stiftungen können sowohl vom SFA als auch vom SFU bearbeitet werden, die Beschreibung erfolgt im Teilprozess Förderung des KP „Unternehmen unterstützen“. Es muss jedoch sichergestellt werden, dass jene Organisationseinheit bzw. jene/r BeraterIn welche/r die Begehrensausgabe durchführt bzw. als Ansprechpartner aufscheint auch für die nachfolgenden Prozessschritte zuständig ist. 
Grundsätzlich haben die Dienstleistungen Beratung und Vermittlung AMS-intern zu erfolgen. Wenn die internen Aktivitäten keinen ausreichenden Erfolg bringen bzw. keinen Erfolg erwarten lassen oder für die Beratung ein Spezialwissen erforderlich ist, ist eine Übertragung von Dienstleistungen an externe Beratungs- und Betreuungseinrichtungen (BBE) möglich. 

Die Übertragung von Dienstleistungen des AMS darf nur unter bestimmten Voraussetzungen im Sinne des § 32 Abs. 3 AMSG erfolgen. 

Die BBE werden in 3 Typen untergliedert:

1)
BBE im Vorfeld der Vermittlungstätigkeiten des AMS
Dieser BBE-Typ ist dadurch gekennzeichnet, dass die Problemstellungen von KundInnen abgeklärt und bearbeitet werden, um damit die Vermittlungsfähigkeit der beratenen Personen zu steigern. 

Folgende Problemstellungen dürfen im Rahmen dieses BBE-Typs abgewickelt werden:

· Schulden, 

· Fehlende Kinderbetreuung, 

· Abklärung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie die Förderung der Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt im Sinne der arbeitsmarktpolitischen Gleichstellungsziele,

· Psychische Beeinträchtigungen und Verhaltensauffälligkeiten, 

· Sucht,

· Eingeschränkte Beschäftigungsmöglichkeit in Folge gesundheitlicher Einschränkungen bwz., wenn der bisherige Beruf nicht mehr ausgeübt werden kann (Berufsdiagnose),

· Migrationsprobleme.

Diese BBE bieten u.a. folgende inhaltliche Unterstützung für die KundInnen an: 

· Klärung von Rechtsfragen (z.B. Asylrecht), 

· Dolmetschtätigkeiten, 

· Problemfeldanalyse durch besondere Methoden (z.B. Diagnostik, Einzelcoaching), 

· Entwicklung individueller Problemlösungsstrategien zur Reduzierung bzw. Behebung der Vermittlungsdefizite, 

· Unterstützung bei der Berufswahl zur Überwindung der Segregation des Arbeitsmarktes,

· Laufbahnberatung im Sinne der Gleichstellungsziele des AMS, 

· Potenzial- und Kompetenzanalyse,

· Kontaktherstellung zu anderen spezialisierten Einrichtungen.

2)
BBE zur Durchführung spezifischer Vermittlungstätigkeiten
Dieser BBE-Typ ist dadurch gekennzeichnet, dass primär Vermittlungstätigkeiten mittels spezieller Methoden durchgeführt werden (unter Beachtung der Bestimmungen der §§ 2-7 AMFG). Bei Bedarf erfolgt im Vorfeld gleichfalls die Bearbeitung und Lösung von vermittlungshinderlichen Problemstellungen. BBE dürfen für folgende Personengruppen eingerichtet werden:

· Personen mit Körper-, Sinnes- und Lernbehinderungen, 

· Personen mit bereits länger andauernder Arbeitslosigkeit bzw. Personen, bei denen eine länger dauernde Arbeitslosigkeit angenommen wird, 

· Personen, für die spezifische Methoden und Netzwerke für die Vermittlung notwendig sind (z.B. KünstlerInnen, ältere Führungskräfte, ehemalige SportlerInnen).

Die Unterstützung durch die externe BBE ist zeitlich begrenzt. Solange damit gerechnet werden kann, dass eine Vermittlung im erlernten oder zuletzt ausgeübten Beruf erfolgen kann, darf die Person durch die BBE betreut werden, jedoch befristet für maximal 1 Jahr. In Ausnahmefällen kann über dieses Jahr (im Sinne der Definition von Langzeitbeschäftigungslosigkeit) hinausgegangen werden, allerdings nur mit einer zusätzlichen Begründung im PST (Segment DOKU). 

Diese BBE bieten u.a. folgende inhaltliche Unterstützung für die KundInnen an: 

· Begleitung zu Vorstellungsgesprächen,

· Aktive Vermittlung und Stellenakquisition,

· Aufsuchen im eigenen Umfeld,

· Kontaktaufnahme mit Unternehmen zur Abklärung der Leistungsfähigkeit und Einsetzbarkeit der Arbeitskräfte.

3)
BBE zur Begleitung von Personen während einer Beschäftigung (Arbeitsassistenz) oder Ausbildung 
BBE dieses Typs unterstützen die berufliche Integration spezieller Personengruppen und stabilisieren damit die Beschäftigungsverhältnisse für diese Personen, sowie begleiten Personen während (Lehr-)Ausbildungen. Folgende BBE gehören zu diesem Typ:
· Arbeitsassistenz zur Unterstützung von besonderen Personengruppen (z.B. Personen mit Behinderungen) bei Problemen am Arbeitsplatz, 

· Begleitung und Unterstützung von Personen, während Ausbildungen z.B. im Rahmen des Programmes FIT,

· Begleitung und Unterstützung von Personen im Rahmen einer integrativen Berufsausbildung (Berufsausbildungsassistenz) gem. § 8b BAG.
Diese BBE bieten u.a. folgende inhaltliche Unterstützung für die KundInnen an: 

· Information von ArbeitgeberInnen,

· Unterstützung bei Krisensituationen am Arbeitsplatz,

· Lernhilfe während der Ausbildung z.B. für BerufsschülerInnen,

Generell gilt, dass in der Vereinbarung mit der externen Einrichtung die konkret zu erbringenden Dienstleistungen klar und nachvollziehbar festzulegen sind und diese Vereinbarungen edv-mäßig im BAS-TF für die BeraterInnen und für die KundInnen verständlich zu beschreiben sind. 

Folgende Inhalte dürfen nicht im Rahmen von BBE abgewickelt werden:

· Abklärung der Arbeitsfähigkeit gem. § 8 AlVG (z.B. durch Vertragsärzte/Vertragsärztinnen),

· Durchführung von Berufseignungstest für Jugendliche,

· Unterstützung bei der Erstellung von Bewerbungsunterlagen und Durchführung von Bewerbungscoachings, sofern diese Maßnahmeninhalte gegenüber anderen Beratungs- und Betreuungsleistungen überwiegen, 

· Lösung von Wohnungsproblemen,

· Unterstützung während und nach einer Haft (externe Dienstleistungen werden im Auftrag des Bundesministeriums für Justiz durch NEUSTART erbracht),

· Betreuung von StiftungsteilnehmerInnen während der Teilnahme an Stiftungen, 

· Abwicklung interner Tätigkeiten zur Umgehung des Stellenplans wie z.B. Durchführung von BIZ-Veranstaltungen, Anleitung von InfozonenkundInnen in der Selbstbedienung, Durchführung von Wiedereinsteigerinnenveranstaltungen.
Für jene BBE, die aufgrund der vorliegenden Regelung nicht förderbar sind, gilt, dass die derzeit noch laufenden Verträge eingehalten werden (Auslaufphase), jedoch keine weiteren Verträge abgeschlossen werden dürfen. 

Form und Finanzierung der externen Erbringung von Dienstleistungen werden in einer speziellen Förderrichtlinie geregelt.

Förderungen sind aktiv zur Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt einzusetzen. 

Folgende Regelungen sind Grundvoraussetzung für eine funktionierende Zusammenarbeit mit dem Teilprozess Förderung und sind verbindlich einzuhalten: 

· Grundsätzlich startet der Teilprozess Förderung über eine Vereinbarung einer Förderung in der Betreuungsvereinbarung (Prozessschritt Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren). Im Ausnahmefall kann der Teilprozess Förderung auch über den Prozessschritt Abklärung des KundInnenwunsches (z.B. BEMO für Beschäftigte) starten. Der Standard ist, dass keine Förderung erfolgen darf, ohne dass dies in der Betreuungsvereinbarung dokumentiert wird (Ausnahme: bei Personen mit einer Einstellzusage reicht die Maßnahmenbegründung im Förderfall aus).

· Entsprechend der Problemlage des/der KundIn ist die arbeitsmarktpolitisch erfolgsversprechenste Förderung auszuwählen. 
· Während der Teilnahme an Bildungsmaßnahmen (auch Teilnahme an externen Kursen über Kurskosten) befindet sich der/die KundIn weiterhin im Betreuungsprozess und ist zu unterstützen und entsprechend der „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post.“ zu vermitteln. KundIn ist über die Betreuung während Kursteilnahme informiert.

· Zur erfolgreichen Teilnahme und Beurteilung der Förderung ist der/die KundIn über das konkrete Förderangebot und die damit verbundenen Voraussetzungen und Bedingungen der Teilnahme, die in den speziellen Förderrichtlinien geregelt sind, informiert. Dazu sind beispielsweise die entsprechenden Produktblätter auszugeben. KundIn ist über die Rechte und Pflichten während der Förderung sowie über Zeit und Ort der Teilnahme informiert.

· Um die Weiterbearbeitung in der AMF-EDV sicherzustellen, sind die entsprechenden EDV-Verbindungsbuchungen (bei Maßnahmen mit TAS) oder Vormerkungen (bei Maßnahmen ohne TAS) vorzunehmen.

· Für die Begründung des Förderfalls ist jedenfalls eine arbeitsmarktpolitische Stellungnahme zu erstellen. Grundsätzlich ist dazu die Eintragung im Förderfall ausreichend. 
Wenn eine Teilnahme an einem SÖB, GBP, UGP oder BBE vereinbart wurde, muss die arbeitsmarktpolitische Stellungnahme jedoch auf jeden Fall in der Betreuungsvereinbarung stehen. Die Inhalte sind entsprechend den detaillierten Vorgaben der speziellen Förderrichtlinien zu formulieren. 

Für alle anderen Förderinstrumente gilt, dass, wenn die Nichtteilnahme sanktionierbar sein soll und die arbeitsmarktpolitische Stellungnahme Grundlage und Voraussetzung für eine Sanktion nach § 10 AlVG sein soll, diese arbeitsmarktpolitische Stellungnahme vor Beginn zur Maßnahme erstellt werden und folgende Inhalte umfassen muss: welche Kenntnisse fehlen, wie/welche Vermittlungshemmnisse bzw. Defizite beseitigt werden sollen, welches konkrete Ziel mit der Teilnahme an der Maßnahme verfolgt wird bzw. mit welchen Maßnahmeninhalten welche Defizite und Hemmnisse beseitigt werden und welche Inhalte vermittelt werden. Zusätzlich sind die KundInnen über die Folgen einer Verweigerung einer Maßnahmenteilnahme aufzuklären.
In diesen Fällen ist die arbeitsmarktpolitische Stellungnahme entweder 

· in der Betreuungsvereinbarung oder
· im Teilnahmeschreiben oder
· in einer Niederschrift

festzuhalten.
Diese detaillierte Begründung ist bei Maßnahmen zur Wiedereingliederung nicht erforderlich, wenn auf Grund der vorliegenden Umstände (z.B. längere Arbeitslosigkeit) in Verbindung mit bestimmten z.B. in der Betreuungsvereinbarung dokumentierten Problemlagen, die einer Arbeitsaufnahme entgegenstehen, bei der/dem KundIn als bekannt vorausgesetzt werden können. 
· Zur Steigerung der TeilnehmerInnenzufriedenheit ist durch AMS-MitarbeiterInnen bei jenen Maßnahmen, die einen definierten Beginn haben (d.h. keine laufende Einstiegsmöglichkeit haben) innerhalb von 5 Werktagen eine Kurseröffnung sowie eine laufende Kursbetreuung bei Maßnahmen durchzuführen.  

· Während der gesamten Förderdauer sind bei Abwesenheiten entsprechende Schritte (z.B. Bezugseinstellung) einzuleiten (siehe „BRL Beihilfe zur Förderung der beruflichen Mobilität (BEMO)“). Bei Informationen über TeilnehmerInnenverhalten (KundIn fehlt unentschuldigt oder gefährdet durch sein/ihr Verhalten den erfolgreichen Kursabschluss), die möglicherweise Sanktionen gem. §10 AlVG nach sich ziehen, ist der Bezug sofort einzustellen, innerhalb einer Woche zu prüfen und die Klärung (Einladung, Niederschrift) einzuleiten. 

· Für die Abwicklung der konkreten Förderung sind die speziellen Förderrichtlinien einzuhalten. 

· Nach Beendigung der Förderung sind die Eintragungen im PST zu überprüfen und die durch die Förderung erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten bzw. das Ergebnis der Förderung einzutragen. 
6.10 EDV-Eintragungen im PST
6.10.1 Segment PER

Feld Status
Die Vergabe der arbeitsmarktpolitischen Status ist entsprechend der „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)“ und der „BRL über die Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (Zusammenarbeit SfA/SAB)“ vorzunehmen.

Feld Beruf Art
Es wird der zuletzt ausgeübte Beruf anhand eines 6-Stellers der AMS-Berufssystematik eingetragen, jedoch nur dann, wenn die Dauer der Ausübung mindestens 1 Monat betragen hat. 

Ausnahmen: 

· Es muss der Berufswunsch eingetragen werden, wenn der zuletzt ausgeübte Beruf nicht mehr ausgeübt werden kann (ärztliches Gutachten).

· Wurde noch kein Beruf ausgeübt, muss ein realisierbarer Berufswunsch eingetragen werden.
· Ist noch kein Berufwunsch definierbar, darf für einen Zeitraum bis zur endgültigen Abklärung die Berufsart 3999 12 „Beruf ungeklärt“ oder die Berufsart 3999 80 für Lehrstellensuchende eingegeben werden.
Bei Status 'AL', 'AF' und 'AS' muss ein gültiger 6-Steller verwendet werden. Ist kein entsprechender 6-Steller vorhanden, ist im AMS-Berufsinformationssystem nach vergleichbaren Berufen (Synonyme) zu suchen. Auf jeden Fall sind 4-Steller mit Anhängezahl '99' zu vermeiden. 

Bei Status 'LS' und 'LF' muss im Segment PER ein gültiger 6-Steller aus dem Verzeichnis der Lehrberufe verwendet werden.

Feld Ausbildung
Im Segment PER ist die höchste abgeschlossene Ausbildung einzutragen. 

Sind mehrere Ausbildungen absolviert worden, ist immer die in der Wertigkeit höchste Ausbildung einzutragen. Wurde eine Ausbildungsstufe nicht erfolgreich absolviert, so ist die jeweils darunter liegende Ausbildungsstufe einzusetzen.

Liegen zwei oder mehrere gleichrangige Abschlüsse vor, so ist der für den Vermittlungswunsch relevantere und am Arbeitsmarkt stärker nachgefragte Abschluss einzutragen. Die anderen Abschlüsse sind im Textfeld (Segment BW1) einzutragen. 
6.10.2 Kommunikationssegment

In diesem Segment sind die aktuellen Telefonnummern, e-Mail- bzw. Webadressen einzutragen. Bei jeder persönlichen Vorsprache und bei jeder telefonischen Kontaktaufnahme in der SEL sind die Eintragungen im Kommunikationssegment zu überprüfen. 
Haben KundInnen eine E-Mail-Adresse ist diese aufzunehmen. Wird mit der/dem KundIn vereinbart, dass Vermittlungsvorschläge, BewerberInnenvorauswahl, Einladung zur Jobbörse, M-Texte oder andere Informationen vom AMS an diese E-Mail-Adresse gesendet werden, ist dies zu dokumentieren. Wurde im Vorfeld eine nachweisliche Vereinbarung getroffen, dass Vermittlungsvorschläge per Mail übermittelt und regelmäßig abgefragt werden und steht deren Erhalt durch den/die KundIn außer Streit, so kann auch hier eine Sanktion gemäß § 10 AlVG (Unterlassung) verhängt werden. 

Wird der Erhalt bestritten, ist jedenfalls keine Sanktionsverhängung vorzunehmen. Grundsätzlich besteht derzeit keine rechtliche Handhabe KundInnen unter Sanktion zu verpflichten, täglich ihr Handy abzuhören bzw. Mails abzurufen. Bei Schwierigkeiten hinsichtlich der Erreichbarkeit auf diesen Kommunikationswegen ist auf herkömmliche Zustellung bzw. persönliche Vorsprache umzusteigen.
Das Kontrollkästchen „für Betrieb eJob-Room“ ist standardmäßig aktiviert und zeigt an, ob die Kontaktdaten (Tel.Nr., email-Adresse, web-Adresse sofern vorhanden) im eJob-Room für registrierte und autorisierte Betriebe als Information zu BewerberInnen-Inseraten zur Verfügung gestellt werden. Nur aus triftigen Gründen ist (nachgewiesenes Geheimhaltungsrecht, KundIn ist noch in Beschäftigung) der Zugriff der Betriebe auf die Kontaktdaten der BewerberInnen nicht zu ermöglichen. In diesen Fällen ist das Kennzeichen zu entfernen. 
Die KundInnen sind zu informieren, dass über den eJob-Room (registrierte Personalsuche) auf ihre Kontaktdaten zugegriffen werden kann.

Feld Interesse für (Int.für)
Hier wird festgehalten, ob die Person an einem Stellenangebot, Lehrstellenangebot und/oder einer Schulungsmaßnahme interessiert ist. Wenn Interesse an Stellenangeboten besteht, ist an der 1. Stelle „V—„einzutragen; wenn Interesse an Lehrstellenangeboten besteht, ist an 2. Stelle „-L-„ und bei Interesse für Schulungen, Kurse (TAS und freier Bildungsmarkt) ist an 3. Stelle „—S“ einzutragen, wobei auch die Kombinationen von V und S bzw. L und S sinnvoll sind. 

Feld Bevorzugte Ausländer
Die Eintragungen in diesem Feld sind entsprechend der „BRL über die Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (Zusammenarbeit SfA/SAB)“ vorzunehmen.

6.10.3 Segmente BW 1 / 2

Feld Beschäftigung ab
Ist ein sofortiger Arbeitsantritt nicht möglich (z.B. KundIn ist noch in Beschäftigung) ist das Datum des frühest möglichen Arbeitsantritts einzutragen. 
Feld Art (bei Beruf)
In diesem Feld wird der 6-Steller für den gesuchten (Lehr-)Beruf eingetragen. Fehlt für den Berufswunsch noch eine notwendige Ausbildung, darf dieser Beruf in BW 1 oder BW 2 noch nicht eingetragen werden. 

Hat der/die KundIn 2 von einander unabhängige Berufswünsche, so ist der 2. Berufswunsch in das Segment BW 2 einzutragen. 

Für Personen bzw. Jugendliche bei denen vorübergehend kein Berufswunsch festgelegt werden kann, z.B. wegen Abklärung gesundheitlicher Probleme, ist bis zur Abklärung des realisierbaren Berufswunsches der 6-Steller 3999 12 „Beruf ungeklärt“ oder der 6-Steller 3999 80 für Lehrstellensuchende zu verwenden. 
Falls für die gesuchte Berufsbezeichnung kein 6-Steller vorhanden ist, ist im AMS-Berufs​informationssystem nach vergleichbaren Berufen (Synonyme) zu suchen. Auf jeden Fall sind 4-Steller mit Anhängezahl '99' zu vermeiden. 

Feld Praxis (bei Beruf)
Liegt eine Praxis bezogen auf den Berufswunsch vor, ist ein „J“ ansonsten ein „N“ einzutragen.  Von einer vorhandenen Praxis ist dann auszugehen, wenn eine Tätigkeit zumindest 1 Monat ausgeübt wurde.

Feld Ausbildung Code
Es ist die auf den Berufswunsch abgestimmte und bei der/dem KundIn vorhandene Ausbildung zu codieren. 
Beispiel: Wenn eine Person mit abgeschlossener Lehre (z.B. Einzelhandelskaufmann/-frau) eine Stelle als FrühstücksserviererIn sucht, muss im Ausbildungscode PS (nicht LE) codiert werden.
Feld Schlüsselwörter
Mit den Schlüsselwörtern sind die Kenntnisse, Fähigkeiten und Wünsche der Person näher zu beschreiben. 
Sofern Schlüsselwörter vorhanden sind, die die Kenntnisse und Fähigkeiten der Person beschreiben können, sind diese freien Schlüsselwörter zusätzlich zu den gesetzten Schlüsselwörtern (fix zu einer Berufsart definiert) einzutragen. Zur Beschreibung von Soft Skills sind die vorhandenen Schlüsselwörter zu verwenden. Nur wenn keine Schlüsselwörter, die die Kenntnisse beschreiben, vorhanden sind, ist im Feld Ausbildung/Code/Text eine verbale Beschreibung vorzunehmen. Die Verwendung von freien Schlüsselwörtern ist verpflichtend.
Es ist zu beachten, dass es auch bei gleicher Berufsbezeichnung Unterschiede in der Tätigkeitsbeschreibung gibt und dazu die entsprechenden Schlüsselwörter zu setzen sind. 

Beispiel: LagerarbeiterIn: Reine Lagerarbeit (LAGER), Lagerarbeit mit Führerschein Hubstapler (FSHUB), Lagerarbeit mit Verwaltungstätigkeit (VERWALTUNG), Lagerarbeit mit Kundenkontakt (KUNDEN). 
Feld Ausbildung Text
In diesem Feld ist ein möglichst konkretes Profil der arbeitsuchenden Person in Hinsicht auf alle jobrelevanten Kenntnisse und Fähigkeiten zu erstellen. 
Gibt es kein passendes Schlüsselwort, so sind die Zusatzinformationen im Textfeld „Ausbildung“ zu dokumentieren. Das können z.B. zusätzliche Kurse, Schulen, Ausbildungen sein, sowie Sprach-, EDV- oder Schweißkenntnisse, für die kein Schlüsselwort vorhanden ist. Auch außerberufliche Kenntnisse und Fähigkeiten z.B. Organisationsfähigkeit, Flexibilität sind einzutragen, sofern sie für die Vermittlung relevant sind. Bei Jugendlichen können spezielle Schulen, Leistungsgruppen oder Noten in Hauptfächern eingetragen werden. 

Beispiel: ReisebüromitarbeiterIn mit Kenntnissen des EDV-Buchungsprogrammes IATA (Eintragung EDV als SW und IATA im Feld Ausbildung-Text als Deskriptor).
Alle Sprachkenntnisse müssen eingestuft (1 – gute Verständigungsmöglichkeit in Wort und Schrift; 2 – zur Verständigung ausreichend; 3 - Grundkenntnisse bzw. Förderbedarf bei Deutschkenntnissen) und dokumentiert werden, z.B. ENGLISCH 1. Haben KundInnen mangelnde Deutschkenntnisse sind diese mit DEUTSCH 2 bzw. DEUTSCH 3 zu bewerten und einzutragen.

6.10.4 Segment ALL

Feld Arbeitszeit, Feld Beginn und Ende
Je nach KundInnenwunsch und Vereinbarung wird im Feld Ausmaß Vollzeit, Teilzeit oder Voll- oder Teilzeit erfasst. 

Bei Teilzeit ist verpflichtend die Rahmenfrist, d.h. der frühest mögliche Beginn bzw. das spätest mögliche Ende der Beschäftigung sowie das Stundenausmaß im Feld Ausmaß einzutragen. Die gewünschte Arbeitszeit muss bei dem genannten Berufswunsch üblich sein. Bei der Eintragung „Voll- oder Teilzeit“ ist keine genaue Arbeitzeitangabe notwendig. 

Bei flexiblen Teilzeitkräften, die sich bei jeder Suche nach einer Uhrzeit qualifizieren sollen, ist  im Feld Beginn 00:00 und im Feld Ende 24:00 einzugeben. 

Feld Verm.Post
Die detaillierten Vorgaben für die Eintragungen in diesem Feld sind in der „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post (Einstellzusagen und Verm.Post)“ geregelt. 
Feld Begünstigung
Für Personen, die nach dem Behinderteneinstellungsgesetz (BEINSTG) und/oder Opferfürsorgegesetz (OFG) begünstigt sind, ist ein „I“ einzutragen. Liegt eine Begünstigung nach Landesbehindertengesetzen vor, dann ist ein „L“ einzutragen. 

Behinderungen (physisch, psychisch, geistig oder Sinnesfunktionen), die durch ärztliche Gutachten belegt sind und Schwierigkeiten bei der Vermittlung bereiten oder eine eingeschränkte Berufsmöglichkeit vorhanden ist sind mit dem Code „A“ (Begünstigt durch AMS-Richtlinien) zu versehen. Der Code „A“ ist nur einzutragen, wenn keine Begünstigung nach dem Behinderteneinstellungsgesetz (BEINSTG) und/oder Opferfürsorgegesetz (OFG) (Code „I“) oder nach Landesbehindertengesetzen (Code „L“) vorliegt.
Feld Arbeitsort
Hier wird die Region, der Bereich oder der Staat (z.B. AUT, EU), in dem die Person tätig sein möchte bzw. kann eingetragen. Dazu muss eine Abklärung erfolgen, welche/r Arbeitsort/e tatsächlich möglich ist/sind. Es ist darauf zu achten, dass die Bestimmungen der Zumutbarkeitskriterien beachtet werden. 

Feld Anmerkung
In diesem freien Textfeld sind vermittlungsrelevante Informationen einzutragen z.B.:

· Berufsrelevante gesundheitliche Probleme (nur mit Beleg oder auf andere Weise glaubwürdig gemacht) mit Datum der Eintragung, 
· Art und Ausmaß der Behinderung,

· Geplante Maßnahmen mit Zeitangabe,
· Weitere Informationen zu BW 1 / 2 und ALL (Ort, Zeit), zu Vermittlungsmöglichkeiten, zu Vermittlungsalternativen,
· Einstellzusage (Betrieb und/oder Tel.Nr unter Deskriptoren),
· Hinweise zu Betreuungspflichten,

· Deskriptoren (Bundes- bzw. landesweite).
Feld Nichtschlüsselwörter
Im Feld Nicht-Schlüsselwörter im Segment ALL können Bereiche von der Vermittlung ausgeschlossen werden.

Über Sammelcodes können im Feld Nicht-Schlüsselwörter ganze Bereiche ausgeschlossen werden (z.B. 'EDV', wenn der/die Vorgemerkte keine EDV-Kenntnisse besitzt, jedoch beim Beruf Bürogehilf/in angenommen werden).
6.10.5 Segment INS

Beim Erstgespräch ist für alle PST mit Status AL, AS, AF, LS, LF, SC und Verm.Post „J“ ein freies Inserat für die Veröffentlichung im eJob-Room zu formulieren. Ist die Formulierung und Abspeicherung eines freien Inserates zum Zeitpunkt des Neuzuganges nicht zu realisieren, muss dies sobald wie möglich, spätestens jedoch 1 Monat nach Anlegen des PST nachgeholt werden. 

Der Inhalt der Felder Berufsart (BW1), Ausbildung, Arbeitsort, Arbeitszeit muss mit den Formulierungen des Inserates korrespondieren. 
Achtung: Bei Personen mit Status L> wird auch nach dem Feld „Beruf Art“ in BW 2 gesucht. Der Inhalt des freien PST-Inserats muss daher auf beide Beruf Art-Felder abgestimmt sein.

Für eine Freigabe von anonymen PST-Inseraten für den eJob-Room im Internet ist die Einwilligung der betroffenen Personen infolge § 6 AMFG nicht erforderlich.

Wenn ein/e Arbeitsuchende/r wünscht, dass ihre persönliche Daten (wie Tel. Nr., e.mail- oder web-Adresse) direkt im Inserat aufscheinen, ist dies im PST/Segment DOKU einzutragen und der/die KundIn über die Folgen zu informieren. 
Grundsätzlich sind Inserate im eJob-Room nur dann nicht zu veröffentlichen, wenn nachvollziehbare, triftige Gründe auf Kundenseite dafür sprechen. Die Gründe für die Herausnahme eines PST sind im PST/Segment DOKU einzutragen. Um einen PST mit Verm.Post „J“ explizit aus der Internet-Datenbank herauszunehmen, muss an der fünften Stelle des Feldes Medien 1-6 in der Ansicht PLN händisch ein „n“ gesetzt werden.

Bei der Reaktivierung eines PST ist die Aktualität des Inserats jedenfalls zu überprüfen und Änderungen gegebenenfalls vorzunehmen. 
Das freie Inserat muss folgende Inhalte enthalten:
· Berufsbezeichnung 

· Beschreibung, was der/die KundIn anbieten kann 

· individuelle positive Beschreibung für den/die KundIn, wobei die Inhalte des Inserates die tatsächlichen Kenntnisse und Fähigkeiten abbilden sollen. 
· Ausbildung, zusätzliche Kenntnisse (z.B. Lehrabschluss, Sprachen, EDV, SAP-Kenntnisse, Führerschein C, Lohnverrechnung): Angabe derjenigen Qualifikationen, die den Berufswunsch unterstützen, nicht widersprüchlich sind und dem Unternehmen suggerieren könnten, dass der/die KundIn eigentlich eine andere Beschäftigung sucht. 
· Eine vorhandene Praxis bzw. die Beschreibung der bisherigen Tätigkeit ist für das Unternehmen von besonderer Wichtigkeit und darf (auch bei „Hilfsberufen“) nicht vergessen werden. Hat ein/eine KundIn keine Praxis, wird dies nicht erwähnt (keine negativen Formulierungen). 

· Soft skills sind sparsam und wenn möglich tätigkeitsrelevant zu verwenden. Besonders für Frauen – und hier insbesondere für Wiedereinsteigerinnen nach längerer Berufspause – ist es wichtig auf diese zusätzlichen Kenntnisse hinzuweisen und im Inserat darzustellen. 
· Beschreibung, was für eine Beschäftigung gesucht wird 

· Detaillierte Beschreibung der gewünschten Tätigkeit (z.B. Textilverkäufer mit Lehrabschluss sucht Stelle im Verkauf von Herrenmoden). 

· Vereinbarter Arbeitsort; Angaben zur Mobilität müssen im Inserat angeführt werden.
· Spezielle Wünsche zur Arbeitszeit: Bei Teilzeitbeschäftigung ist der mögliche Arbeitzeitbeginn und das mögliche Arbeitszeitende und bei Bedarf das Stundenausmaß anzugeben. Der Wunsch nach Vollzeitbeschäftigung muss nicht extra dokumentiert werden. 

· Kontaktmöglichkeit: Werden die Kontaktdaten der/des KundIn z.B. Telefonnummer, e-mail-Adresse, web-Adresse oder die der AMS-Geschäftsstelle ins Inserat übernommen, ist sicherzustellen, dass diese aktuell sind. 

· Das Alter, Hinweise auf die Nationalität bzw. die ethnische Zugehörigkeit des/der KundIn dürfen im Inserat nicht angegeben werden.  

6.10.6 Segment VMZ

Tätigkeiten und vermittlungsrelevante Zeiträume der letzten 2 Jahre (z.B. auch ehrenamtliche Tätigkeiten – sofern für das Berufsziel relevant, Auslandsaufenthalte, befristete Pension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit) sind einzutragen. Bei Dienstverhältnissen (blaue Zeilen) sind der Firmenname und die Art des ausgeübten Berufs/der Tätigkeit einzugeben. 
6.10.7 Segment SPR

Es ist sicherzustellen, dass das SPR den Vermittlungsauftrag korrekt umsetzt. Die Vorschläge, die das System im SPR macht, müssen in jedem Fall überprüft werden. 
Der AUA ist nur dann sinnvoll, wenn die Ergebnisse auch täglich abgefragt werden. Ein quantitativ sinnvolles Matchingergebnis setzt möglichst eingeschränkte Suchkriterien voraus. AUA bietet sich daher besonders als 2. Suchprofil für einen sehr konkreten Berufswunsch an. 
Bevor ein AUA geschaltet wird, muss mittels einer Online-Suche geprüft werden, ob die Suche zweckmäßig ist. 
6.10.8 Segment ZUA
Die Eintragungen in diesem Segment sind entsprechend der „BRL Qualitätsstandards im ABV (ABV-Bundesrichtlinie)“ vorzunehmen.

6.10.9 Segment TVS
Verpflichtend ist die Nutzung des TVS bei der Eintragung von Neukontakten. Dabei ist eine Kontaktaufnahme mit dem/der KundIn erforderlich. Für den Übergabetermin von KundInnen von der Servicezone in die Beratungszone ist als Kontaktgrund immer ein „Ü“ zu verwenden.  
Für den Kontrollmeldetermin gem. § 49 AlVG ist immer der Kontaktgrund „M“ zu verwenden. Die restlichen Kontaktgründe sind entsprechend der Eingabeunterstützung in der EDV zu nutzen.
Die Planung im TVS darf nicht weiter als 2 Jahre in die Zukunft reichen (Übernahme der Standardwoche). 

Der Anstoß zur Übernahme der Standardwoche soll - wenn möglich - am Nachmittag erfolgen.

6.11 Zeitliche Mindestverfügbarkeit

Verfügbarkeit ist die Definition für das zeitliche Ausmaß, in dem der/die KundIn eine Beschäftigung über der Geringfügigkeitsgrenze aufnehmen kann. 

Die Betreuung (Vormerkung und Leistungsbezug) setzt ein Mindestmaß an Verfügbarkeit voraus, wofür - in sinngemäßer Anwendung des § 7 AlVG - eine Beschäftigungsannahme im Umfang von mindestens 20 Wochenstunden möglich sein muss. Personen mit Betreuungspflichten für Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr oder für behinderte Kinder, für die nachweislich keine längere Betreuungsmöglichkeit besteht, erfüllen die Voraussetzung der Mindestverfügbarkeit auch dann, wenn sie für ein Arbeitsverhältnis mit einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von mindestens 16 Stunden zur Verfügung stehen. Die Mindestverfügbarkeit muss im Rahmen der üblicherweise auf dem Arbeitsmarkt angebotenen Beschäftigungen, das sind in der Regel solche, die zwischen 7 und 18 Uhr bei üblicher Arbeitszeitverteilung auszuüben sind, gegeben sein.

· Wenn der/die KundIn Einschränkungen hinsichtlich der zeitlichen Verfügbarkeit bekannt gibt, sind die dazu erforderlichen Prüfungen vorzunehmen, schriftlich festzuhalten und im Falle, dass Verfügbarkeit nicht vorliegt, mit Bescheid über den Anspruch zu entscheiden. Bestehen Zweifel an der Verfügbarkeit ist diese durch ein konkretes Arbeitsangebot zu prüfen.
· Werden gesetzliche Betreuungsverpflichtungen (z.B. Obsorgepflichten für leibliche Kinder-, Stief-, Wahl- oder Pflegekinder bzw. Beistandspflichten für EhepartnerInnen oder Betreuungspflichten für im gemeinsamen Haushalt lebende LebensgefährtInnen) angegeben, ist zunächst deren Umfang zu prüfen. Bei Bezug von Kinderbetreuungsgeld ist ein Nachweis über die Betreuungsperson/-einrichtung zu erbringen. Liegt das Mindestmaß an Verfügbarkeit vor, sind die Betreuungsverpflichtungen im Sinne der Regelungen der „BRL Betreuungsvereinbarung“ zu beachten. 
Erfordert der Pflegebedarf eines Angehörigen hingegen einen solchen zeitlichen Umfang, dass dieser eine Beschäftigung ausschließen würde und der/die Arbeitslose nach den tatsächlichen Verhältnissen diese Pflege auch nicht kurzfristig an andere Personen übertragen kann, liegt Verfügbarkeit nicht vor.
· Die Beurteilung der Verfügbarkeit von ausländischen Staatsangehörigen (inkl. AsylwerberInnen) hat entsprechend der „BRL über die Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“ zu erfolgen.
6.12 Arbeitsfähigkeit

Ergeben sich im Zusammenhang mit der Beendigung einer Beschäftigung, einer Leistungsbeantragung oder im Zusammenhang mit dem Angebot einer Beschäftigung Zweifel an der Arbeitsfähigkeit von Arbeitsuchenden, ist ein ärztliches Gutachten einzuholen.

Die Anordnung einer medizinischen Untersuchung gegen den Willen der/des KundIn ist nur möglich, wenn der begründete Verdacht besteht, dass Arbeitsfähigkeit nicht (mehr) vorliegt oder dies die/der KundIn selbst behauptet. 
Eine Zuweisung zur Untersuchung darf nur an einen Arzt/eine Ärztin für Allgemeinmedizin erfolgen. Die Zuweisung zu einem Facharzt/einer Fachärztin ist nur zulässig, wenn sie entweder der zunächst heranzuziehende Gutachter auf Grund des von ihm erhobenen Befundes für erforderlich erachtet oder der/die KundIn nachweislich zustimmt (Dokumentation im Segment DOKU). Die Kosten für derartige Gutachten sind vom AMS zu tragen. 
Der/die KundIn ist aber in jedem Fall über die Gründe für eine Zuweisung zu einer ärztlichen Untersuchung zu informieren und über die Sanktion für den Fall der Verweigerung der Untersuchung zu belehren.

Die Beurteilung, ob auf Grund der Ergebnisse der ärztlichen Untersuchung bzw. des fachärztlichen Gutachtens Arbeitsfähigkeit gegeben ist, erfolgt nicht durch den ärztlichen Sachverständigen, sondern durch die regionale Geschäftsstelle. Aufgabe der Begutachtung ist es lediglich, den Befund und die Diagnose festzustellen und zu beurteilen, welche Verrichtungen der körperlichen (geistigen) Verfassung der/des Arbeitslosen entsprechen. 
Das ärztliche Gutachten ist dem/der KundIn jedenfalls zur Kenntnis zu bringen. Eine Stellungnahme ist dann einzuholen, wenn sich das Gutachten nicht mit den Aussagen des/der KundIn deckt.

In jenen Fällen, in denen eine rechtskräftige Entscheidung des Pensionsversicherungsträgers über die Arbeitsfähigkeit vorliegt, ist diese anzuerkennen. 

6.13 Arbeitswilligkeit
Dass ein/e KundIn nicht arbeitswillig ist, kann nur durch die Ablehnung eines entsprechenden, zumutbaren Arbeitsan​gebotes, einer geeigne​ten Maßnahme der Wiedereingliederung oder durch mangelnde Eigeninitia​tive festgestellt werden.

Bei Verdacht auf Verweigerung oder Vereitelung eines zumutbaren Beschäftigungsangebotes sind die Gründe dafür abzuklären und falls erforderlich ein Verfahren zur Verhängung einer Sanktion gemäß § 10 AlVG einzuleiten. Dies gilt sinngemäß auch bei Vorliegen mangelnder Eigeninitiative sowie Verweigerung der Teilnahme an einer Nach- bzw. Umschulung oder einer Maßnahme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt oder der Vereitelung des Erfolgs solcher Maßnahmen. Die einzelnen Verfahrensschritte sind entsprechend der „BRL zum Verfahren nach den §§ 9 und 10 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AlVG)“ abzuwickeln. 
7 Normen – inhaltliche Regelungen für die einzelnen Prozessschritte

Siehe Erläuterungen „Struktur der vorliegenden Richtlinie“ 10.1
7.1 Erstkontakt (Phase 1)

7.1.1 Anliegen identifizieren

Vorherige Prozessschritte

Mit der Identifizierung des KundInnenanliegens startet der Kontakt zwischen AMS und KundInnen aller Kernprozesse. 

Beschreibung (Erläuterungen)
Dieser Prozessschritt ist entscheidend für eine wirkungsvolle und effiziente Kundensteuerung. Der Erstkontakt bildet somit die wesentliche Grundlage und Voraussetzung für die Entscheidung, ob das AMS, welcher Kernprozess („Arbeitskräfte unterstützen“, „Unternehmen unterstützen“ oder Personen, Institutionen und Öffentlichkeit informieren“), welche Organisationseinheit bzw. welche/r BeraterIn zuständig ist. Ist eine Person KundIn des KP „Arbeitskräfte unterstützen“, so ist diese in Folge der Infozone, Servicezone bzw. Beratungszone zuzuordnen.
Da mit dem Erstkontakt die Geschäftsbeziehungen zum AMS starten, hat diese Prozessphase wesentlichen Einfluss auf das weitere Gelingen einer guten Zusammenarbeit zwischen dem AMS und den KundInnen. 
Ergebnis

· KundIn wurde an die richtige Stelle weitergeleitet.

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Die Erwerbs- und Beschäftigungsquote von Frauen liegt noch immer unter der von Männern. Zur Erhöhung der Erwerbsbeteilung und Beschäftigung von Frauen müssen die BeraterInnen des AMS eine aktive und motivierende Haltung gegenüber Personen, auch unabhängig vom Leistungsbezug, einnehmen. Dies betrifft oft Wiedereinsteigerinnen, die schon während der Karenz mit dem AMS in Kontakt treten bzw. Frauen während einer längeren Phase der Berufsunterbrechung. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Der Erstkontakt erfolgt in der Regel persönlich in der Infozone. 

Weitere Möglichkeiten der Kontaktaufnahmen können telefonisch in der ServiceLine oder schriftlich (via Internet wie z.B. bei Arbeitslos-Frühmeldung, Mail oder Fax) sein.

Qualitätsstandards

· Die interne oder externe Weiterleitung an die zuständige Stelle hat sofort zu erfolgen.
· Grundsätzlich steht es den KundInnen frei, die Dienstleistungen des AMS bei jeder RGS in Anspruch zu nehmen. Eine aktive, kontinuierliche Betreuung wird jedoch zweckmäßigerweise bei jener RGS erfolgen, in deren Zuständigkeitsbereich sich der Wohnort (bzw. überwiegende Aufenthaltsort) befindet. Werden gleichzeitig existenzsichernde Leistungen nach dem AlVG oder personenbezogene Förderungen nach dem AMSG in Anspruch genommen, richtet sich die Zuständigkeit gem. § 44 AlVG nach dem Wohnsitz (mangels Wohnsitz nach dem gewöhnlichen Aufenthaltsort) des/der Arbeitsuchenden.

· Die Zuordnungs– sowie Übergabekriterien (z.B. für Wiedereinsteigerinnen,) für die KundInnenbetreuung sind entsprechend der „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“ einzuhalten.
· Wenn das Anliegen des/der KundIn nicht zum Zuständigkeitsbereich des AMS gehört, ist dies zu kommunizieren.
· Personen mit bereits bekanntem Ende des Dienstverhältnisses, unabhängig ob die Person persönlich vorspricht oder sich über andere Channels meldet, sind gemäß der „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“ zu betreuen.
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“
· „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstelle

· Da in diesem Prozessschritt die Kundensteuerung erfolgt, kann prinzipiell zu allen anderen Kernprozessen eine Schnittstelle bestehen.

Organisatorische Schnittstellen
· Die konkrete Festlegung der Zuständigkeiten muss in der RGS geregelt werden (siehe Organisationsrichtlinie), um die reibungslose Kundensteuerung zu gewährleisten.

· Da der Erstkontakt auch in der ServiceLine bzw. über das Internet erfolgen kann, sind die Schnittstellen zur RGS (Info-, Service-, Beratungszone) zu beachten und die Vorgangsweisen abzustimmen. 

Nachfolgende Prozessschritte

KundInnenwunsch abklären (Seite 29)
7.2 Auftragsabklärung, Vereinbarung und Matching (Phase 2)
Die Prozessschritte der Phase 2 sind in der angeführten Reihenfolge beim Erstgespräch durchzuführen. Die Termine in der Servicezone haben integrativen Charakter, d.h. Prozessschritte zur Vermittlungsunterstützung und zur Existenzsicherung werden gleichzeitig (während eines Termins) abgewickelt.

7.2.1 KundInnenwunsch abklären
Vorherige Prozessschritte 
Anliegen identifizieren (Seite 27)
Beschreibung (Erläuterungen)
Nachdem die/der KundIn an die richtige Stelle des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ verwiesen wurde, erfolgt die erste Abklärung des KundInnenwunsches. Bei der Abklärung des KundInnenwunsches soll der/die BeraterIn einen ersten Eindruck erhalten, welche Dienstleistung der/die KundIn in Anspruch nehmen möchte und wie sich die persönliche Situation darstellt. 

Ergebnis

· Es wurde abgeklärt, ob die/der KundIn Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche (bzw. bei der Beanspruchung von Dienstleistungen im Bereich der Arbeitslosenversicherung ohne Arbeitsplatzsuche z.B. bei Inanspruchnahme von Weiterbildungsgeld), eine Unterstützung im Rahmen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes oder Aufenthaltsrechtes oder eine Förderung ohne Vermittlungsdienstleistung (z.B. BEMO für Beschäftigte) wünscht.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Erfolgt in der Regel persönlich in der Servicezone. Aufgrund der KundInnensegmentierung kann in Ausnahmefällen (im Sinne der Organisationsrichtlinie) gleich die Beratungszone zuständig sein. 

Schnittstellen 
Organisatorische Schnittstelle
· Die Weiterbetreuung des/der KundIn kann auch im Rahmen des Teilprozesses Ausländerbeschäftigung oder des Teilprozesses Förderung erfolgen.  

Nachfolgende Prozessschritte

Gesetzliche Voraussetzungen für Vormerkung prüfen (Seite 30)
Teilprozess Förderung 

Teilprozess Ausländerbeschäftigung
7.2.2 Gesetzliche Voraussetzungen für Vormerkungen prüfen

Vorherige Prozessschritte

KundInnenwunsch abklären (Seite 29)
Beschreibung (Erläuterungen)
Die gesetzlichen Voraussetzungen (Ausländerstatus) für eine Vormerkung werden abgeklärt.

Ergebnis

· Der legale Aufenthalt wurde überprüft (z.B. anhand des Passes oder der Aufenthaltskarte). 

· Weiters wurde geprüft, ob die Person aufgrund der „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“ verfügbar ist bzw. die Person freien Zugang zum Arbeitsmarkt hat oder noch eine entsprechende Arbeitsbewilligung erforderlich ist.
· Die Entscheidung über die Vormerkung steht fest. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Erfolgt in der Regel persönlich und grundsätzlich in der Servicezone. Aufgrund der KundInnensegmentierung kann in Ausnahmefällen gleich die Beratungszone zuständig sein.
Qualitätsstandards

· Wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, ist eine Vormerkung beim AMS unabhängig von einer Beantragung einer Leistung aus der Arbeitslosenversicherung einzuleiten. 

· Wenn keine Vormerkung möglich ist, ist der/die KundIn über die Gründe zu informieren. 

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

AusländerInnen

· Gesetzliche Voraussetzungen für die Vormerkung sind entsprechend der „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SFA/SAB)“ abgeklärt. 

· AusländerInnen ohne personenbezogene Arbeitsbewilligung dürfen nicht zu Arbeitskräfteverleihern vermittelt werden, da in diesem Fall keine amtswegige Beschäftigungsbewilligung erteilt werden kann (§ 4 Abs 3 Z 1 AuslBG). Hingegen können Personen (z.B. Konventionsflüchtlinge/Asylberechtigte, niedergelassene Familienangehörige von ÖsterreicherInnen) lt. AuslBG zu Arbeitskräfteverleihern vermittelt werden. 
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“
· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)“
Unterstützung für die BeraterInnen (Empfehlungen)
· Ausländermatrix
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstelle

	(
	Da die RGS unterschiedlich organisiert sind, können die organisatorischen Schnittstellen für die Dienstleistungen im Rahmen der Ausländerbeschäftigung nicht eindeutig beschrieben werden. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass im Zweifelsfall jemand fachkundiger die Prüfung der Vormerkung übernimmt.


Nachfolgende Prozessschritte

KundInnenauftrag abklären, vermittlungs- und betreuungsrelevante Daten erfassen (Seite 32)
7.2.3 KundInnenauftrag abklären, vermittlungs- und betreuungsrelevante Daten erfassen

Vorherige Prozessschritte

Gesetzliche Voraussetzungen für die Vormerkung prüfen (Seite 30)
Beschreibung (Erläuterungen)
Unter Bedachtnahme auf die spezifische Arbeitsmarktsituation wird der konkrete KundInnenauftrag abgeklärt und wenn nötig an die realen Gegebenheiten und Möglichkeiten des Arbeitsmarktes angepasst und in der EDV dokumentiert. Dabei ist v.a. auf die Bestimmungen zur Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit zu achten. 

Der auf diese Weise erhobene individuelle Unterstützungs- und Betreuungsbedarf sowie die vermittlungsrelevanten Daten sind wesentliche Grundlagen für den gesamten weiteren Betreuungsverlauf und unterstützen auch das SFU bei der Vermittlung. Neben der Suche einer Beschäftigung kann die Vormerkung auch Auswirkungen haben für:
· die Bewilligung mancher AMS-Förderungen,

· die Rahmenfristerstreckung,

· den Erwerb neutraler Zeiten für die Pension,

· den Bezug von Familienbeihilfe für Jugendliche, 

· den Bezug von Sozialhilfe,

· sonstige Hilfeleistungen anderer Stellen (z.B. AK, ÖGB...),

· diverse Ermäßigungen.  
Ergebnis

· Der KundInnenauftrag und alle relevanten Daten wurden entsprechend der Vorgaben erfasst, sodass der/die BeraterIn den/die KundIn bezüglich Ziel, Ausmaß und Form der Unterstützung einschätzen kann und sofort Aktivitäten im Rahmen von Early Intervention setzen kann. 

· Der/die BeraterIn hat die Kriterien für die Arbeitsuche (Segmente BW1 / 2, ALL) mit dem/der KundIn abgestimmt und der/die KundIn kennt seine/ihre Arbeitsmarktchancen. 

· Für ausländische KundInnen wurden die vermittlungsrelevanten Daten (z.B. Aufenthaltsrecht) in das Segment ZUA eingetragen.  

· Aufgrund der EDV-Eintragungen können sich andere Personen (z.B. andere BeraterInnen aus dem SFA und des SFU) ein umfassendes Bild über die Kenntnisse und Fähigkeiten der Person machen und somit passgenau vermitteln.

· Folgende Inhalte wurden abgeklärt:

· Möglichkeiten der Kontaktaufnahme mit dem/der KundIn

· Erwartungen/Wünsche des/der KundIn 

· Abklärung der individuellen Arbeitsmarktchancen

· Vereinbarung eines realisierbaren KundInnenauftrages
· Abklären der beruflichen Laufbahn, Ursache für die Arbeitslosigkeit bzw. Arbeitsuche

· Dauer einer Berufsunterbrechung,

· Schulische und berufliche Ausbildung, Praxis, Zusatzqualifikationen, Erhebung von persönlichen und sozialen Kompetenzen (soft skills), Qualifikationen (z.B. Deutschkenntnisse)
· Sämtliche vermittlungsrelevanten Voraussetzungen, Fähigkeiten und Interessen,

· Etwaige Berufseinschränkungen, Rahmenbedingungen: soziale Situation, Mobilität, gesundheitliche Einschränkungen,
· Potenziale und Interessen von Frauen und Männern an nichttraditionellen Berufen bzw. Mangelberufen und Ausbildungen. 
· Gründe für die Lösung des letzten Dienstverhältnisses wurden abgeklärt.
Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Frauen verfügen im Vergleich zu Männern oftmals über weniger formal abgeschlossene Qualifikationen. Sie verfügen aber oftmals über informelle Kompetenzen und Zusatzkenntnisse, die auch beruflich verwertbar sein können z.B. organisatorische Fähigkeiten. Deshalb sind soft skills, Zusatzqualifikationen und außerberufliche Tätigkeiten aktiv und gezielt nachzufragen und zu dokumentieren. 

Ein großer Teil der Teilzeitbeschäftigten sind Frauen. Bei der Abklärung der Arbeitszeit, sind insbesondere Frauen über die sozialversicherungsrechtlichen Konsequenzen von Teilzeit zu informieren. 

Der Arbeitsmarkt ist sowohl horizontal (Aufteilung in traditionelle Frauen- und Männerberufe) als auch vertikal (bei gleicher Qualifikation unterschiedliche berufliche Positionen) in typische Frauen- und in typische Männerarbeit geteilt, womit auch Einkommensunterschiede verbunden sind. Zur Angleichung dieser Situation sind Frauen zu motivieren an Qualifizierungsmaßnahmen teilzunehmen, das Spektrum der Berufe für Frauen zu erweitern, sowie die bestmöglichen Chancen hinsichtlich Arbeitszeit, Gehalt und Aufstiegschancen unabhängig von traditionellen Vorstellungen herauszuarbeiten. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Erfolgt in der Regel persönlich in der Servicezone. Handelt es sich um Personen, die sofort von der Beratungszone betreut werden, kann in Ausnahmefällen die Erledigung auch in der Beratungszone erfolgen. 

Im Fall der Arbeitslos-Frühmeldung kann der KundInnenauftrag auch schriftlich (Mail, Fax, Brief) oder persönlich, telefonisch (in der ServiceLine) entgegengenommen werden.

Qualitätsstandards

· Unabhängig vom Bezug einer Leistung aus der Arbeitslosenversicherung sind Arbeitsuchende sofern dies nach Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Vormerkung möglich ist (AusländerInnen) jedenfalls vorzumerken. 
· Der KundInnenauftrag ist abzuklären; die vermittlungs- und betreuungsrelevanten Daten am PST (z.B. Inserat) entsprechen den Anforderungen der Richtlinien (z.B. Statusrichtlinie) und sind aktuell, vollständig und schlüssig einzutragen. Diese Vorgabe gilt auch bei einer PST-Reaktivierung. 

· Für Personen, mit denen Eigeninitiative vereinbart wird und bei denen eine Vermittlung in Berufe erfolgt, in denen eine schriftliche Bewerbung üblich ist, sind innerhalb von 1 Monat die Bewerbungsunterlagen der Kundin/des Kunden zu sichten und zu bewerten. Wenn die Bewerbungsunterlagen elektronisch übermittelt werden, sind diese im Segment DOKU (BEWLEB) abzuspeichern.

· BeraterIn hat Klarheit über den KundInnenauftrag und kann aufgrund dessen das Ziel, das Ausmaß und die Form der Unterstützung für die/den KundIn individuell festlegen.

· Arbeitslos-Frühmeldungen sind entsprechend der „BRL Arbeitslosfrühmeldung (§17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“ abzuwickeln. 

· Bei Zweifel an der Arbeitsfähigkeit und zur Abklärung der weiteren Betreuungsschritte sind ärztliche Gutachten (§ 8 AlVG) zu veranlassen und auch andere Gutachten (z.B. von der Pensionsversicherungsanstalt) zu berücksichtigen. 

· Die zeitliche Verfügbarkeit ist mit der/dem KundIn abgeklärt. Wenn die/der KundIn nicht verfügbar ist, ist er/sie über die Folgen zu informieren (kein Anspruch auf Geldleistung, Versicherungsschutz, etc.) und das Ergebnis niederschriftlich festzuhalten.
· Die Realisierbarkeit des Berufswunsches ist anhand der vorhandenen Qualifikationen und persönlichen Ressourcen des/der Arbeitsuchenden, seiner/ihrer Bereitschaft zur aktiven und mobilen Arbeitsuche, der Bereitschaft Verbindlichkeiten einzugehen und der Möglichkeiten am Arbeitsmarkt zu prüfen. Es ist ein marktkonformes Vermittlungsprofil gemeinsam mit dem/der KundIn zu erstellen (z.B. hinsichtlich inhaltlicher Anforderungen an die gewünschte Tätigkeit, Arbeitszeit, Arbeitsort). 
· Die KundInnen sind darüber zu informieren, dass über den eJob-Room (registrierte Personalsuche) auf ihre Kontaktdaten zugegriffen werden kann (Siehe Punkt 6.10.2). 

· Über sozialversicherungsrechtliche Konsequenzen von Teilzeit ist zu informieren und Alternativen (z.B. Beihilfen, Informationen zu Unterstützungsmöglichkeiten) sind aufzuzeigen.

· Für KundInnen, die eine AL-Frühmeldung durchgeführt haben, ist innerhalb von 8 Tagen nach Beendigung der Beschäftigung ein konkreter Termin zu vereinbaren.  

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Arbeitsuchende aus insolventen Betrieben
· Diese sind zur Sicherstellung ihrer Ansprüche und Rechte nach dem Insolvenz-Entgelt​sicherungsgesetzes (IESG) zur Vermeidung von Fristversäumnissen unverzüglich an die zuständige Geschäftsstelle der IAF ServiceGmbH. (Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds-Service GmbH) zu verweisen.

AusländerInnen
· Die Aufnahme der vermittlungs- und betreuungsrelevanten Daten von AusländerInnen sowie ihre Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung in Abhängigkeit von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status hat gemäß „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“ zu erfolgen.

Jugendliche

· Die Vormerkung von Jugendlichen unter 15 Jahren (für Lehrstellensuchende sogar notwendig) ist möglich. Im Bundesgesetz zur Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen ist lediglich geregelt, dass bis zur Erreichung des 15. Lebensjahres und bis zur Beendigung der allgemeinen Schulpflicht das Kinderarbeitsverbot gilt. Eine Ausnahme liegt nur dann vor, wenn die Schulpflicht vor dem Erreichen des 15. Lebensjahres abgeschlossen ist. 

KundInnen mit EZ
· KundInnenauftrag sowie vermittlungs- und betreuungsrelevante Daten sind gemäß „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellzusagen und Verm.Post)“ zu erfassen.
Militärpersonen auf Zeit

· Es ist nach der „BRL über die Zusammenarbeit mit dem BMLV“ vorzugehen. 
Personen mit Behinderungen 

· Ausmaß und Art der Behinderung ist zu besprechen und in der EDV zu dokumentieren. Für Personen, die als „Personen mit sonstigen gesundheitlichen Einschränkungen“ (Code „A“) in der EDV erfasst werden und die aufgrund ihrer Einschränkung Schwierigkeiten bei der Vermittlung oder nur ein eingeschränktes Spektrum an Berufsmöglichkeiten haben, ist ein ärztliches Gutachten einzufordern. (Siehe Punkt 6.10.4 Feld Begünstigung)

Personen mit Betreuungspflichten
· Die Bestimmungen der „BRL Betreuungsvereinbarung“ bezüglich Betreuungspflichten sind zu beachten. 

· Die Kinderbetreuungspflichten (für leibliche Kinder, Stief-, Wahl- oder Pflegekinder, nicht Kinder von LebensgefährtInnen) sind hinsichtlich Ausmaß und Auswirkungen auf die Arbeitszeit sowie den Arbeitsort – im Rahmen der gesetzlichen Erfordernisse und Bestimmungen – zu thematisieren. Eine Beschäftigung ist zumutbar, wenn für die Dauer der Arbeitszeit inklusive Fahrzeit zwischen Arbeitsort und Kinderbetreuungsort eine Betreuungsmöglichkeit zur Verfügung steht. 

· Wenn mit den gewünschten Arbeitszeiten bzw. dem Berufswunsch eine Vermittlung unrealistisch ist, ist eine Erweiterung anzustreben, z.B. ist der/die KundIn über allfällig vorhandene freie Kinderbetreuungsplätze zu informieren.

· Sind beide Elternteile in Vormerkung, vereinbart der/die BeraterIn mit den Eltern, bei welchem Elternteil in der nächsten Zeit die Betreuungspflichten berücksichtigt werden.
· Falls der/die KundIn wegen Kinderbetreuung nicht verfügbar ist, ist diese/r über die Folgen und über die Möglichkeiten/Angebote der Kinderbetreuung zu informieren.

· Die Erweiterung der Berufsperspektive sowie Alternativen sind anzusprechen.

Personen mit Sonderunterstützung Bergbau

· Aufgrund der schriftlichen Meldung der Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaus hat die EDV-mäßige Erfassung und Vormerkung dieser Personen beim AMS zu erfolgen. Die Meldung gilt gleichzeitig als Anfrage zur Klärung der Anspruchvoraussetzungen und ist vom AMS gem. § 9 SUG auszufüllen. Der Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaus ist unverzüglich mitzuteilen, ob dem/der AntragstellerIn auch unter Einsatz von Fördermitteln keine zumutbare Beschäftigung vermittelt werden kann oder eine zumutbare Beschäftigung sofort bzw. ab wann vermittelt werden kann.
· Da der Personenkreis der Sonderunterstützungs-BezieherInnen nicht abfragbar ist, müssen diese Personen mit dem Deskriptor SUG im Segment ALL / Anmerkungen gekennzeichnet werden. 
· Grundsätzlich besteht in der Betreuung dieser Personengruppe kein Unterschied zu anderen Vorgemerkten; sie müssen aktiv betreut werden. Die allgemeinen Meldepflichten des AMS sind gegenüber dem AMS wahrzunehmen. Folgende Unterschiede bestehen in der Betreuung:

· Termine für Kontrollmeldungen müssen zu Beginn des Monats gesetzt werden (da der Liquidierungszeitpunkt der Versicherungsanstalt/Bergbau der 15. des laufenden Monats ist). 

· Ein Kontrollmeldeversäumnis ist bis 15. des Monats an die Versicherungsanstalt zu melden.

· Bei einem BewerberInnenverhalten, das möglicherweise Sanktionen gem. §10 AlVG nach sich zieht, ist die Versicherungsanstalt ebenfalls sofort zu informieren. Die Versicherungsanstalt verständigt die/den LeistungsbezieherIn über die Bezugseinstellung und fordert diesen/diese auf mit dem AMS Kontakt aufzunehmen. Vom AMS ist sofort ein Ermittlungsverfahren einzuleiten. Nach der Anhörung des Regionalbeirates bei allfälligen Nachsichtsgründen sind die Unterlagen über das Ermittlungsverfahren der Versicherungsanstalt Bergbau zu übermitteln. Die Versicherungsanstalt teilt die Entscheidung mittels Bescheid an die/den Sonderunterstützungs-BezieherIn mit.
· BezieherInnen einer Sonderunterstützung können pro Kalenderjahr zwei Monate im Ausland verbringen ohne Bezugsunterbrechung der Sonderunterstützung. 
· Über die Zumutbarkeitsbestimmungen des AlVG hinaus ist gem. § 1 Abs. 2 SUG das Alter des/der BezieherIn, die noch zu erwartende Dauer der Berufstätigkeit, die allfällige Notwendigkeit zu übersiedeln oder zu pendeln, sowie die Dauer einer allfälligen Arbeitsmarktausbildung zu berücksichtigen. 
Wiedereinsteigerinnen

· Kundin ist über die WE-Angebote zu informieren bzw. auf die WE-Veranstaltungen zu verweisen. 
EDV-Eintragungen

Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen:

Segmente PER (inkl. Kommunikationssegment), ALL, BW1/BW2, INS, SPR, VMZ, ZUA
Für AusländerInnen kommt der Codierung des Feldes BEVorzugter-AUSländer besondere Bedeutung zu. Gleiches gilt für das Segment ZUA, wo das aktuelle Aufenthaltsrecht zu erfassen ist.

Für Lehrstellensuchende gelten folgende zusätzliche Regelungen:

· Bei über 15jährigen vorgemerkten Lehrstellensuchenden, die parallel zur Suche nach einem Lehr- oder Ausbildungsplatz noch eine Schule besuchen, ist als Eintrittsdatum (Segment BW/Feld Beschäftigung ab) der erste Tag nach Beendigung des laufenden Schuljahres bzw. wenn absehbar ist, dass ein Schulaustritt früher erfolgt, der erste Tag nach Ende des Schulbesuchs einzugeben. 

· Bei Lehrstellensuchenden, die in aufrechter Beschäftigung oder in einem aufrechten Lehr- oder Ausbildungsverhältnis stehen, ist als Eintrittsdatum jeweils der letzte Tag des darauf​folgenden Quartals einzugeben. Wenn absehbar ist, dass die Beschäftigung bzw. das Lehr- oder Ausbildungsverhältnis früher beendet wird, ist als Eintrittsdatum der erste Tag nach Beendigung der Beschäftigung bzw. des Lehr- oder Ausbildungsverhältnisses ein​zugeben.
· Bei Lehrstellensuchenden ist die Dokumentation einer Einstellungszusage durch einen Lehrbetrieb im Segment PLV/Feldergruppe „Vormerk-Ende“ und „Art/Datum“ vorzunehmen. 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Empfohlen

· JobCheck – Vorbereitung auf das Beratungsgespräch

· Praxismappe 

· 1-2-3 So gestalten Sie Ihr persönliches Inserat 

· AMS-Berufsinfos (Allgemeine Broschüren, Broschüren für besondere Personengruppen, online-Angebote)

· eService-Folder (Hinweis z.B. auf Berufs- und Lehrlingskompass, Bewerbungscoach)
· Produktblatt „eJob-Room“ 

· Produktblätter für Wiedereinsteigerinnen „5 Tipps für Wiedereinsteigerinnen“, „Schwanger. Und was kommt danach?“, „Zurück in den Beruf“ (Verweis auch auf die Internetseiten „Angebote für Frauen“)
· WiedereinsteigerInnen-Broschüre

· FIT-Folder
· 126 Hilfs- und Anlernberufe

· Broschüren für Personen mit Behinderung
· Produktblatt eAMS-Konto
Unterstützung für die BeraterInnen (Empfehlungen)
· Tipps & Tricks bei der Erstellung von Inseraten 

· Handbuch eJob-Room für BewerberInnen 

· eJob-Room (Test)

· Gesprächsleitfäden z.B. Frauenspezifischer Beratungsleitfaden
· AMS-BIS 

· Berufsinfoplattform

· AMS-Berufsinfos (Broschüren, online-Angebote)

· AMS-Berufssystematik (Handbuch und Tabelle)

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)”
· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post (Einstellzusagen und Verm.Post)”
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)”
· „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)”
· „BRL für EURES (European Employment Services)”
· „BRL über die Zusammenarbeit mit dem BMLV”
· „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)”
· „BRL Qualitätsstandards im ABV (ABV-Bundesrichtlinie)“

· „BRL zu Vergabe und Verwendung eines eAMS-Kontos“

· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“
Schnittstellen 
Prozessschnittstellen
· Zum KP “Unternehmen unterstützen“ besteht insofern eine Schnittstelle als eine Kommunikation über den Arbeitsmarkt erfolgt bzw. definiert wird, welche Daten in der EDV relevant sind.
· KundIn ohne konkreten Berufswunsch bzw. KundInnen, bei denen eine Anpassung an einen neuen Beruf aufgrund geänderter Rahmenbedingungen (erlernter Beruf kann oder darf nicht mehr ausgeübt werden) notwendig ist, sind, sofern keine interne Abklärung (z.B. psychologischer Dienst, BIZ) möglich ist, schnellstmöglich zu entsprechenden Maßnahmen (Berufsorientierung) einzuladen. 
· Die eingetragenen Daten des SFA stellen sowohl für das SFA selbst als auch für das SFU ein wesentliches Qualitätskriterium für die Vermittlung dar. 
Organisatorische Schnittstellen
· Da die Beratungszone auf den EDV-Eintragungen der Servicezone aufbaut, ist ein korrekt und vollständig ausgefüllter PST-Datensatz auch für die Schnittstelle Servicezone-Beratungszone wichtig. 

· Falls vorhanden und für Abklärungen erforderlich, erfolgt eine Weiterleitung an den psychologischen Dienst des AMS. 

Externe Schnittstellen

· Zur Abklärung des KundInnenauftrags kann eine Weiterleitung an den Vertragsarzt/die Vertragsärztin, die PVA oder an eine BBE z.B. zur Klärung der Kinderbetreuung, bei finanziellen oder Drogenproblemen, zur Unterstützung von AusländerInnen erforderlich sein.   

· Arbeitsuchende aus insolventen Betrieben sind zur Sicherstellung ihrer Ansprüche und Rechte nach dem IESG zur Vermeidung von Fristversäumnissen unverzüglich an die zuständige Geschäftsstelle der IAF ServiceGmbH. zu verweisen. 

Nachfolgende Prozessschritte

Über Geschäftsbedingungen informieren (Seite 39)
7.2.4 Über Geschäftsbedingungen informieren

Vorherige Prozessschritte

KundInnenauftrag abklären, vermittlungs- und betreuungsrelevante Daten erfassen (Seite 32)
Beschreibung (Erläuterungen)
In diesem Prozessschritt wird über die Form der Zusammenarbeit informiert, insbesondere Information über die allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) und hinsichtlich Rechte und Pflichten von KundIn und BeraterIn.

Ergebnis 

· Der/die KundIn weiß über Rechte und Pflichten in der Zusammenarbeit mit dem AMS Bescheid und hat die allgemeinen Geschäftsbedingungen erhalten.

· Die Möglichkeiten der Kontaktaufnahme des AMS durch den/die KundIn sind bekannt. 

· KundIn weiß, dass die Teilnahme an der Erstinfoveranstaltung verpflichtend ist. 

· KundIn kennt die Aktivitäten des AMS und wurde über die Selbstbedienungsangebote informiert.

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Die BeraterInnen unterstützen durch gezielte Information und Angebote die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und informieren über den Umgang bei Betreuungspflichten.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Erstinformation über die Geschäftsbedingungen erfolgt persönlich in der Regel durch die Servicezone. Handelt es sich um eine besondere Personengruppe kann die Information in Ausnahmefällen auch in der Beratungszone erfolgen. 
Vollständige Information über die Geschäftsbedingungen erfolgt im Rahmen der Erstinfoveranstaltungen für NeukundInnen. 
Eine Auskunftserteilung über die Geschäftsbedingungen erfolgt teilweise auch durch die ServiceLine. 
Qualitätsstandards

· Vor der Infoveranstaltung für ErstkundInnen ist jedenfalls über die Meldepflichten und die Verpflichtung zur Einhaltung von Terminen zu informieren.
· Die Verbindlichkeit der Vermittlungsvorschläge sowie deren Rückmeldung über die Ergebnisse der Vorstellungen sind ebenfalls bereits vor der Teilnahme an der Erstinfoveranstaltung anzusprechen. 

· Vor der Teilnahme an der Erstinfoveranstaltung sind die eigenaktiven Stellenbewerbungen (Aktiv- und Blindbewerbungen, etc.) und die Nutzung der SB-Angebote des AMS (eJob-Room, Samsomat, etc.) durch den/die KundIn, sowie die Art ihres Nachweises abzuklären und zu vereinbaren. Nur in jenen Fällen, wo das Selbsthilfepotenzial der KundInnen gering ist, kann von der Vereinbarung von Eigenaktivitäten vorerst abgesehen werden.
· Die organisatorischen Rahmenbedingungen (Öffnungszeiten, Anrufzeiten, Termine, RGS-Organisation, etc.) müssen dem/der KundIn erklärt werden, diese Information kann im Rahmen der Erstinfoveranstaltung erfolgen. KundInnen der Servicezone sind darüber zu informieren, dass spätestens nach 3 Monaten eine Weiterbetreuung durch die Beratungszone erfolgen wird, wenn bis dahin keine Arbeitsaufnahme erfolgt.
· Im Rahmen der Erstinfoveranstaltungen sind die Aktivitäten des AMS inkl. Selbstbedienungsangebote anzusprechen (z.B. Stellenvermittlung durch SFA und SFU, europaweite Jobsuche mit EURES, Förderung, BIZ, Broschüren, KundInnen-PC, Samsomat, AMS-Homepage inkl. e-Services, eJob-Room,). Die Information über die Vorteile der registrierten Nutzung des eJob-Rooms muss erteilt werden. 

· KundIn wird darüber informiert (im Rahmen der Erstinfoveranstaltung möglich), dass in einer Betreuungsvereinbarung der vereinbarte Betreuungsverlauf festgehalten wird. 

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Grundsätzlich

· KundIn ist darüber zu informieren, dass aufgrund von Kinderbetreuungspflichten, Alter, gesundheitlichen Einschränkungen usw. von einer Vermittlung nicht Abstand genommen werden kann.

· Über die spezifischen Angebote des AMS für bestimmte Personengruppen wie Jugendliche, behinderte Personen, Mädchen und Frauen, Ältere und Personen mit Betreuungspflichten ist bedarfsgerecht zu informieren. 

ErstkundInnen

· Alle KundInnen, die sich zum ersten Mal arbeitslos melden bzw. alle KundInnen ohne Einstellzusage, die sich (wieder) arbeitslos melden und deren Vormerkung länger als 1 Jahr zurückliegt sind auf die Infoveranstaltung für ErstkundInnen hinzuweisen und einzuladen. Das Teilnahmeschreiben (TAS) ist auszudrucken und dem/der KundIn mitzugeben bzw. zu übermitteln.

· Die Teilnahme an einer Erstinfoveranstaltung hat innerhalb von 2 bis maximal 3 Wochen ab dem Erstkontakt zu erfolgen. Regionale Geschäftsstellen mit einem geringen Zugang an NeukundInnen (weniger als 10 KundInnen der Zielgruppe innerhalb von 3 Wochen) können die Erstinformationen, wenn nicht anders möglich, in Kleingruppengesprächen bzw. in bilateralen Gesprächen weitergeben.

· Je nach Bedarf und Größe der regionalen Geschäftsstelle können für KundInnen mit speziellen Problemlagen bzw. Bedürfnissen (WiedereinsteigerInnen, Lehrstellensuchende, ältere Personen, KundInnen mit Einstellzusage, Langzeitbeschäftigungslose, KundInnen mit sprachlichen Defiziten oder wenn der/die BeraterIn die Teilnahme an einer Veranstaltung als sinnvoll für den weiteren Betreuungsverlauf ansieht, etc.) ergänzend zu den allgemeinen Erstinfoveranstaltungen spezielle Infoveranstaltungen angeboten werden.

· Die Erstinfoveranstaltungen finden in den Räumlichkeiten der RGS (auch unter Nutzung der BIZ-Räumlichkeiten) statt. Für die geeignete Infrastruktur (technische Ausstattung) und kundInnenorientierte Gestaltung der Räumlichkeiten (Ordnung, Sauberkeit, Garderobe, Sitzplätze, etc.) haben die RGSn zu sorgen.
· Die Teilnahme an den Infoveranstaltungen ist verbindlich und für LeistungsbezieherInnen ist ein Kontrollmeldetermin vorzuschreiben. Bei Nichterscheinen ohne triftigen Grund ist eine Sanktion gemäß § 49 AlVG einzuleiten.

· Die Standardpräsentation in der jeweils geltenden Fassung (Präsentation, Mustereinladungsschreiben, Musterfeedbackbogen, Musterhandout siehe Anhang) ist zu verwenden und die entsprechenden Anpassungen vorzunehmen. 

· Um die gleich bleibende Qualität der Erstinfoveranstaltungen zu gewährleisten, sind in regelmäßigen Abständen TeilnehmerInnen-Rückmeldungen einzuholen. Die Auswertung der Rückmeldungen erfolgt in der RGS. Auf erkennbare Verbesserungspotenziale sind Verbesserungsmaßnahmen einzuleiten.

	(
	Die geeigneten Erhebungsintervalle werden von der LGS festgelegt. Es wird empfohlen, innerhalb des Bundeslandes einen einheitlichen Fragebogen zwecks Vergleichbarkeit auszugeben. Die Qualitätssicherung erfolgt nach Festlegung der LGS. 


Frauen und Mädchen
· Frauen und Mädchen erhalten zusätzlich Hinweise auf spezielle Frauen und Mädchenangebote und werden auf die Internetseite hingewiesen. 

Wiedereinsteigerinnen

	(
	Je nach Bedarf der RGS treffen die LGS konkrete Regelungen für die Abwicklung spezieller WE-Angeboten. 


EDV-Eintragungen

· Für alle Erstinfoveranstaltungen (siehe auch Prozessschritt „Weitere(n) Termin(e) vereinbaren“) hat jede RGS eine Veranstaltung im TAS anzulegen. 
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Allgemeine Geschäftsbedingungen für Arbeitsuchende

· Terminkarte

Empfohlen

· ALV-Fibel

· Abmeldekarte

· Produktblatt Check out

· Produktblatt eJob-Room

· e-Service Folder

· Berufsinfokatalog

· Broschüren (Frauen)
· Produktblatt zur Europaweiten Jobsuche (EURES)
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Kontrollmeldungen“
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstellen
· Da die Information über die Geschäftsbedingungen über verschiedene Channels erfolgen, sind das Vorgehen und die Inhalte der Information zwischen diesen abzustimmen. 

· Durch die Notwendigkeit der Aufnahme einer Veranstaltung für die Zubuchung für die Erstinfoveranstaltungen gibt es eine Schnittstelle zum Teilprozess Förderung. 
Nachfolgende Prozessschritte


Entscheiden, ob sofort vermittelt werden kann
 (Seite 43)
7.2.5 Entscheiden, ob sofort vermittelt werden kann

Vorherige Prozessschritte

Über Geschäftsbedingungen informieren (Seite 39)
Beschreibung (Erläuterungen)
In diesem Prozessschritt muss entschieden werden, ob beim Erstgespräch ein Matching erfolgen kann. Ziel ist es, dass kein/e Arbeitsuchende/r beim Erstkontakt ohne Vermittlungsvorschlag weggeht. Mit der Eintragung im Feld Verm.Post werden die Vermittlung seitens des SFU und die Veröffentlichung des Inserates im eJob-Room gesteuert. 

Ergebnis

· Die Eintragungen im Feld Verm.Post wurden vorgenommen und entschieden, ob sofort vermittelt werden kann oder nicht. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Erfolgt in Anwesenheit des/der KundIn, wobei die Entscheidung in der Regel der/die BeraterIn in der Servicezone trifft. Handelt es sich um eine Person einer besonderen Personengruppe kann in Ausnahmefällen die Entscheidung auch in der Beratungszone erfolgen. 

Qualitätsstandards

· Es ist nach den Bestimmungen der „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellungszusagen und Verm.Post)“ vorzugehen.

· Im Sinne von Early Intervention ist beim Erstgespräch mit dem Kunden/der Kundin ein Matching durchzuführen. In jenen Fällen, wo dies aus bestimmten nachvollziehbaren Sachverhalten (z.B. fehlendes ärztliches Gutachten) nicht sinnvoll erscheint, kann von einem Matching vorerst abgesehen werden. 

· Für BezieherInnen von Übergangsgeld ist entsprechend der „BRL über die Ausnahme von BezieherInnen von Übergangsgeld und Übergangsgeld nach Altersteilzeit vom Erfordernis der Verfügbarkeit nach § 7 Abs. 3 Z 1 AlVG (ÜGG)“ vorzugehen.
Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Personen mit Behinderung
· Gegenüber Personen mit Behinderung ist eine aktive Haltung einzunehmen, was bedeutet, dass u.a. nicht von vornherein Verm.Post N gesetzt wird. 

EDV-Eintragungen

· Das Feld Verm. Post ist gemäß „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post (Einstellungszusagen und Verm.Post)“ auszufüllen.

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellungszusagen und Verm.Post)“
· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)“
· „BRL über die Ausnahme von BezieherInnen von Übergangsgeld und Übergangsgeld nach Altersteilzeit vom Erfordernis der Verfügbarkeit nach § 7 Abs. 3 Z 1 AlVG (ÜGG)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstelle

· Die Eintragungen im Feld Verm.Post sind ein wesentlicher Steuerungsmechanismus für die Zusammenarbeit zwischen SFA und SFU. Aus Sicht des SFU muss klar erkennbar sein, warum PST auf Verm.Post „N“ gesetzt sind. Bei PST mit Verm.Post „J“ muss der PST vollständig ausgefüllt sein, damit eine passgenaue Vermittlung erfolgen kann. 

Nachfolgende Prozessschritte

Matching durchführen und passende Bewerbungsvorschläge auswählen (Seite 45)
Entscheiden, ob Betreuungsvereinbarung jetzt schon erstellt wird (Seite 48)
7.2.6 Matching durchführen und passende Bewerbungsvorschläge auswählen

Vorherige Prozessschritte

Entscheiden, ob sofort vermittelt werden kann (Seite 43)
Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
In diesem Prozessschritt wird aufbauend auf dem Vermittlungsauftrag ein Matching unter Verwendung des Suchprofils (ev. in der Folge AUA-Abgleich) durchgeführt. Aus dem Suchergebnis werden die passenden Vermittlungsvorschläge ausgewählt und dem/der KundIn ausgehändigt bzw. übermittelt. Diese Vorgehensweise trifft auch für Vorgemerkte mit dem Eintrag „N“ im Feld Verm.Post zu. 

Ergebnis

· KundIn hat passende Vermittlungsvorschläge erhalten. 

· KundIn wurde darüber informiert, dass die Zusendung der Vermittlungsvorschläge bzw. die telefonische Kontaktaufnahme nicht nur durch den zuständigen Berater/die zuständige Beraterin erfolgt, sondern auch durch andere MitarbeiterInnen (z.B. SFU).

· KundIn weiß, dass die Bewerbung auf einen Vermittlungsvorschlag generell verbindlich ist.

· KundIn kennt die Vorgangsweise, wenn bei der Bewerbung etwas unklar ist und weiß über die Vorgangsweise für die Rückmeldung (Frist, Art der Rückmeldung z.B. telefonisch, persönlich, wo die Rückmeldung erfolgen soll z.B. SEL) des Ergebnisses der Bewerbung Bescheid.

· Finden sich keine offenen Stellen ist der/die KundIn darüber informiert, dass bei klarem Berufswunsch hohe Eigeninitiative erforderlich ist (Initiativbewerbungen). Der/die KundIn ist über die Möglichkeiten der Stellensuche (z.B. Zeitung, Internet, div. Jobdatenbanken) außerhalb des AMS informiert.
Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Um die horizontale und vertikale Teilung des Arbeitsmarktes in typische Frauen- und Männerarbeit zu verringern, ist bei der Vermittlungstätigkeit des AMS darauf zu achten, dass keine Einschränkung auf typische Frauen- bzw. Männerberufe erfolgt, sondern lediglich nach den Qualifikationen im Anforderungsprofil des Unternehmens vermittelt wird. Beim Matching ist auf eine qualifikationsadäquate Vermittlung zu achten. 
Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Das Erstmatching erfolgt beim Erstgespräch in der Regel in Anwesenheit des/der KundIn in der Servicezone oder in Ausnahmefällen in der Beratungszone. 

Das laufende Matching geschieht sowohl in Beisein als auch in Abwesenheit des/der KundIn durch die/den zuständige/n BeraterIn der Service- oder der Beratungszone, wobei auch das SFU Zubuchungen zu offenen Stellen tätigt. 

Qualitätsstandards

· Wenn sich beim ersten Matching keine passenden Vermittlungsvorschläge qualifizieren, ist nochmals die Realisierbarkeit des Berufswunsches zu prüfen und im Bedarfsfall der Vermittlungsauftrag und das Suchprofil anzupassen. 

· Die Höchstzahl der offenen VVs pro KundIn darf 5 (bei LS und Saisonvermittlungen im Fremdenverkehr maximal 10 VVs) nicht überschreiten, wobei jene VVs bei denen bereits eine Zwischenabklärung aber noch kein Endergebnis vorliegt, nicht als offen eingestuft werden. 
· Die Sichtung des Stellenangebotes und die Einleitung von Vermittlungen erfolgt regelmäßig, auch in Abwesenheit der Arbeitsuchenden. Passende Vermittlungsvorschläge sind auszuwählen und KundIn darüber zu informieren (Zusendung per Post oder Mail, telefonische Information). 

· Auch während der Teilnahme des/der KundIn an einer Förderung (BM, KK, Outplacement) hat der/die BeraterIn die Sichtung des Stellenangebotes vorzunehmen und Vermittlungsvorschläge zu übermitteln. 

· Der/die KundIn ist zu informieren, dass auf einen Vermittlungsvorschlag hin eine Bewerbung/Vorstellung beim Betrieb unverzüglich zu erfolgen hat und die Rückmeldung über das (Zwischen)-ergebnis spätestens innerhalb von 14 Tagen zu erfolgen hat. 

· Es ist mindestens ein Suchprofil zu erstellen. Die SPR müssen mit dem Berufswunsch (BW1 / BW2, ALL) übereinstimmen und sind bei Änderungen anzupassen. 

· Wenn Personen- und Stellenprofil nicht genau übereinstimmen, ist eine Rücksprache mit dem SFU bzw. eine direkte (telefonische) Kontaktaufnahme im Vorfeld der Vermittlung mit dem Betrieb und dem/der Arbeitsuchenden verpflichtend notwendig.

· Die Eintragungen im ADG sind von den SFA-BeraterInnen zu beachten. Wenn für ausgewählte ADG (Segment BER) „Achtung Text!“ eingetragen ist, besteht die Verpflichtung für das SFA, diese Eintragungen anzusehen und einzuhalten.

· Es sind keine Stellenvorschläge, sondern Vermittlungsvorschläge zu machen. 

· Wird ein Automatischer Abgleich (AUA) durchgeführt, dann sind die Ergebnisse täglich, im Vertretungsfall spätestens innerhalb von 3 Werktagen abzuarbeiten.

· Geeignete BewerberInnen unabhängig vom Geschlecht, Alter, usw. sind auszuwählen. Das Gleichbehandlungsgesetz ist zu beachten. 

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Frauen

· Die Vermittlung von Frauen in nichttraditionelle Berufsbereiche mit guten Zukunftsaussichten ist aktiv zu fördern.  

EDV-Eintragungen

Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen bzw. relevant:

Segmente SPR (inklusive AUA), BEW, BW1 / BW2, ALL
Unterstützung für die BeraterInnen (Empfehlungen)
· Handlungsanleitung zum Suchprofil im PST 
· AMS-BIS 
· AMS-Berufssystematik (Handbuch und Tabelle)

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellungszusagen und Verm.Post)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstellen
· Um eine erfolgreiche Vermittlung durchführen zu können, ist eine optimale Zusammenarbeit von SFA und SFU Voraussetzung.

· Grundsätzlich kann das SFA auf das gesamte Stellenangebot zugreifen, einschränkende Vereinbarungen seitens des SFU gelten als bindend. 

· Haben sich für Personen (benachteiligte Personen) mehrfach keine Stellen qualifiziert, ist das SFU zu informieren, damit dieses gezielt Stellen akquiriert.

	(
	Zusätzlich zu den formulierten Qualitätsstandards ist die konkrete Zusammenarbeit an der Schnittstelle SFA und SFU für diesen Prozessschritt auf regionaler Ebene von den Landesorganisationen festzulegen.


Nachfolgende Prozessschritte

Entscheiden, ob Betreuungsvereinbarung jetzt schon erstellt wird (Seite 48)
Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.2.7 Entscheiden, ob Betreuungsvereinbarung jetzt schon erstellt wird

Vorherige Prozessschritte

Matching durchführen und passende Bewerbungsvorschläge auswählen (Seite 45)
Entscheiden, ob sofort vermittelt werden kann (Seite 43)
Beschreibung (Erläuterungen)
Im Rahmen dieses Prozessschrittes ist zu entscheiden, ob die Betreuungsvereinbarung bereits beim Erstgespräch erstellt wird. 

Ergebnis

· Die Entscheidung, ob bereits beim Erstgespräch eine Betreuungsvereinbarung erstellt wird oder nicht, steht fest. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Erfolgt bei Anwesenheit des/der KundIn, wobei die Entscheidung in der Regel der/die BeraterIn in der Servicezone trifft. Bei Person einer besonderen Personengruppe die sofort durch die Beratungszone betreut werden, kann die Entscheidung auch in der Beratungszone erfolgen. 

Qualitätsstandards

· Bei der Erstellung einer Betreuungsvereinbarung ist entsprechend der „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“ vorzugehen.

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“
Nachfolgende Prozessschritte

Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren (Seite 49)
Leistungsantrag ausgeben (Seite 53)
7.2.8 Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren

Vorherige Prozessschritte

Entscheiden, ob Betreuungsvereinbarung jetzt schon erstellt wird (Seite 48)
Beschreibung (Erläuterungen)
Ausgehend vom Betreuungsbedarf wird gemeinsam mit der/dem KundIn die Art und Weise der Betreuung, die in Aussicht genommenen Maßnahmen und Aktivitäten sowie die Begründung für die Vorgangsweise festgehalten. 
Ergebnis

· KundIn hat den Ausdruck der aktuellen Betreuungsvereinbarung erhalten.

· Betreuungsvereinbarung wurde mit KundIn besprochen.

· Weitere Termine wurden vereinbart.

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Um die Erwerbs- und Arbeitsmarktchancen von arbeitsuchenden Frauen an jene von Männern anzugleichen, ist es erforderlich, dass die in der Betreuungsvereinbarung getroffenen Maßnahmen auch der Gleichstellung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt förderlich sind. 

Bei Frauen und Mädchen, insbesondere gegenüber Migrantinnen und gering qualifizierten Frauen ist auf eine sorgfältige Unterstützung bei der Auswahl von frauen- und mädchenspezifischen Angeboten zu achten. Dabei ist auch zu bedenken, dass der Wiedereinstieg gezielt geplant wird und eine Dequalifizierung in dieser Phase vermieden wird. 

Die Arbeitsmarktintegration von Ausländerinnen bzw. Frauen mit Migrationshintergrund ist sehr gering und daher aktiv zu fördern. Zeigt sich Beratungs- und Unterstützungsbedarf sind diese Frauen, soweit dies im AMS-Rahmen möglich ist, aktiv zu unterstützen und wenn Bedarf besteht und Einrichtungen vorhanden sind, an externe Beratungsstellen weiterzuleiten.
Da der Anteil der Frauen, die über keine die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung verfügen, höher ist als bei Männern, sind Frauen zur (Höher) Qualifizierung zu motivieren. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Persönlich in der Servicezone oder Beratungszone. Handelt es sich um Terminvereinbarungen bzw. –verschiebungen kann dies telefonisch in der ServiceLine erfolgen.
Qualitätsstandards

· Es ist entsprechend den Bestimmungen der „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“ vorzugehen. 

· Die Häufigkeit der Kontakte und die Intensität der Weiterbetreuung orientieren sich am Betreuungsbedürfnis der KundInnen und sind von der Situation auf dem Arbeitsmarkt abhängig. Neben vereinbarten Kontaktterminen, die bei Nichteinhaltung keine Sanktion nach sich ziehen, sieht § 49 AlVG auch die Einhaltung von Kontrollmeldungen für LeistungsbezieherInnen vor. Es ist entsprechend  der „BRL Kontrollmeldungen“ vorzugehen.
· Zur Termin- und KundInnensteuerung ist das TVS (Elektronisches Terminvereinbarungssystem) zu verwenden. 

· Der Nachweis und Zeitraum/Termin der Rückmeldung von eigeninitiativen Stellenbewerbungen sind in der Betreuungsvereinbarung zu dokumentieren. Soll eine nicht erbrachte Eigeninitiative sanktionierbar sein, ist die Art und das Ausmaß der Eigeninitiative niederschriftlich festzuhalten oder durch die Unterschrift des/der KundIn auf der Betreuungsvereinbarung zu dokumentieren.
· Wenn sich im Betreuungsverlauf zeigt, dass die bisher vereinbarten Aktivitäten, die vom AMS erbracht wurden, keinen Erfolg bringen, ist eine Inanspruchnahme von Dienstleistungen an externe Einrichtungen möglich.

· Bei Zonenwechsel in die Beratungszone ist die Überstellungsvereinbarung auszufolgen und KundIn ist über die zukünftige Ansprechperson zu informieren (Name, Zimmernummer, Telefonnummer).

· Abhängig von den zur Verfügung stehenden Maßnahmenangeboten in der Weiterbildungsdatenbank und der Fähigkeit bzw. Möglichkeiten der/des KundIn auf diese zuzugreifen, soll auf die Weiterbildungsdatenbank hingewiesen werden und das Handout mitgegeben werden. (Empfehlung)
· Wird mit der/dem KundIn eine konkrete Förderung/Veranstaltung vereinbart, so ist die KundIn über die geplante Veranstaltung und deren Inhalte sowie die arbeitsmarktpolitische Notwendigkeit zu informieren. 

· Ein Betreuungsintervall von maximal 6 Monaten darf keinesfalls überschritten werden, auch nicht bei Personen, für die nachweislich alle in Frage kommenden Möglichkeiten und Maßnahmen zur Wiederaufnahme einer Beschäftigung ausgeschöpft sind. 
· Geht über den eJob-Room eine Interessensmeldung für eine vorgemerkte Person bei der/dem zuständigen BeraterIn von einem Unternehmen ein, ist sofort, im Vertretungsfall spätestens innerhalb von 3 Werktagen nach Einlagen der Anfrage mit der vorgemerkten Person Kontakt aufzunehmen und diese/r über das Interesse des anfragenden Unternehmens zu informieren. 

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Frauen und Mädchen

· Aufgrund frauenspezifischer Problemlagen sind mit der Kundin entsprechende Aktivitäten zu vereinbaren und frauenspezifische Förderungen anzubieten. 

· Auf (Höher)Qualifizierung ist zu achten, Qualifizierungsangebote werden aktiv angesprochen und gefördert.

Personen mit Betreuungspflichten

· Auf die Unterstützungsmöglichkeiten für die Kinderbetreuung (Infos über Kinderbetreuungseinrichtungen und Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der KBH - auch während der Arbeitsuche) ist einzugehen. 

EDV-Eintragungen

Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen:

Segment DOKU (Betreuungsplan) und TVS 
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Betreuungsvereinbarung 
· Überstellungsvereinbarung

Empfohlen

· Nachweis über Bewerbungsaktivitäten („BRL Betreuungsvereinbarung“ Anhang)

· Infoblatt zur Weiterbildungsdatenbank 

· 1-2-3 So gestalten Sie Ihr persönliches Inserat 

· AMS-Berufsinfos (Allgemeine Broschüren, Broschüren für besondere Personengruppen, online-Angebote)

· Produktblatt „eJob-Room“ 
· eService-Folder (Hinweis z.B. auf Berufs- und Lehrlingskompass, Bewerbungscoach)
· Produktblätter für Wiedereinsteigerinnen „5 Tipps für Wiedereinsteigerinnen“, „Schwanger. Und was kommt danach?“, „Zurück in den Beruf“
· FIT-Folder
· Produktblatt „Jugendausbildungssicherungsgesetz“ 
· 126 Hilfs- und Anlernberufe

· Broschüren für Personen mit Behinderung

Unterstützung für die BeraterInnen (Empfehlungen)
· Leitfaden für BeraterInnen TVS 

· Handout für BeraterInnen zur Weiterbildungsdatenbank (siehe Intranet Förderungen/EDV/Weiterbildungsdatenbank)

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“
· „BRL Kontrollmeldungen“
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“

Schnittstellen 

Prozessschnittstelle

· Zur genauen Einschätzung von Arbeitsuchenden kann es für das SFU notwendig sein, die Betreuungsvereinbarung anzusehen. 

Organisatorische Schnittstellen
· Bei der Überstellung der/des KundIn an die Beratungszone ist es für den/die BeraterIn der Beratungszone notwendig, sich die letztgültige Betreuungsvereinbarung der Servicezone sowie die bislang gesetzten Aktivitäten anzusehen. 

· Im Unterschied zur Servicezone ist die Beratung durch die BeraterInnen der Beratungszone dadurch gekennzeichnet, dass aufgrund der Problemlagen bzw. der längeren Vormerkung der KundInnen eine Analyse der Vorgeschichte (welche Aktivitäten waren erfolgreich, welche nicht) erfolgen muss und vielfältigere Lösungsmöglichkeiten bzw. Instrumente einzusetzen sind.
· Falls vorhanden und für weitere Abklärungen erforderlich, erfolgt eine Weiterleitung an den psychologischen Dienst des AMS. 

· Terminvereinbarungen und -verschiebungen mittels TVS können auch durch die Infozone oder die ServiceLine durchgeführt werden. Ohne Rücksprache mit dem/der zuständigen BeraterIn der Servicezone oder Beratungszone dürfen keine Termine für Infotage zu Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen, für Erstinfoveranstaltungen für NeukundInnen und Termine mit dem psychologischen Dienst (z.B. Eignungsuntersuchung) verschoben werden. 

· Wenn ein/e KundIn in der ServiceLine bekannt gibt, dass er/sie einen in der Zukunft liegenden Kontrollmeldetermin nicht einhalten kann und somit verschieben will, ist das Gespräch entweder an den/die BeraterIn zu verbinden oder es kann vom Kontrollmeldetermin Abstand genommen werden. In diesem Fall muss der/ die ServiceLine-BeraterIn dies im PST-Segment DOKU dokumentieren (einschließlich Angabe des Grundes der Nichteinhaltung). Wird ein neuer Kontrollmeldetermin vergeben, muss dieser rechtsverbindlich vereinbart werden. Zumindest muss ein M-Text erstellt und an den/die KundIn gesandt werden. Wenn nicht Abstand genommen werden kann (z.B. Vermerk des Beraters/der Beraterin bzw. Termin wurde bereits einmal verschoben) ist der/die KundIn darüber zu informieren, dass nach Wegfall des Hinderungsgrundes eine Vorsprache in der RGS zu erfolgen hat und dabei der Nachweis über die Verhinderung zu erbringen ist. 
	(
	Zusätzlich zu den formulierten Qualitätsstandards ist die konkrete Zusammenarbeit hinsichtlich der Terminvereinbarungen (Vergabe, Verschiebungen, Stornierung) durch Serviceline, Infozone, Servicezone, Beratungszone auf regionaler Ebene von den Landesorganisationen festzulegen.


Externe Schnittstellen

· Kommt es zur Übertragung von Dienstleistungen an Externe z.B. Weiterleitung an den Vertragsarzt/die Vertragsärztin, PVA, an BBE (z.B. zur Klärung der Kinderbetreuung, bei finanziellen oder Drogenproblemen) besteht eine Schnittstelle.

Nachfolgende Prozessschritte

Leistungsantrag ausgeben (Seite 53)
7.2.9 Leistungsantrag ausgeben

Vorherige Prozessschritte

Entscheiden, ob Betreuungsvereinbarung jetzt schon erstellt wird (Seite 48)
Betreuungsvereinbarung schließen und kommunizieren (Seite 49)
Beschreibung (Erläuterungen)
Durch die Ausgabe des Leistungsantrages wird die Existenzsicherung eingeleitet. Im Speziellen bedeutet dies die Ausgabe des bundeseinheitlichen Antragsformulars sowie sonstiger für die Anspruchsbeurteilung erforderlichen Unterlagen (z.B. Arbeitsbescheinigung, Lohnbescheinigung). Ebenfalls erfolgt die entsprechende Dokumentation der Antragsausgabe in der EDV.

Ergebnis

· Das vorausgefüllte Antragsformular und die notwendigen Unterlagen wurden ausgegeben.

· Die Antragsausgabe wurde in der EDV dokumentiert. 

· KundIn weiß mit welchen Unterlagen die Antragsrückgabe erfolgen muss. 

· KundIn wurde über Ort der Rückgabe, Rückgabefrist bzw. –termin informiert. 

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Gleichstellungsziel des AMS ist die eigenständige existenzielle Absicherung der Frauen zu fördern. Diese Haltung und Einstellung ist den Kundinnen durchgängig zu vermitteln und es sind entsprechende zielgerichtete Informationen zu geben.
Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die erstmalige Ausgabe der Leistungsanträge erfolgt grundsätzlich in der Servicezone bei persönlicher Anwesenheit des/der KundIn (Ausnahme Pensionsvorschuss). Die Ausgabe von Folgeanträgen (z.B. NH) kann sowohl in der Servicezone als auch in der Beratungszone erfolgen. 

Qualitätsstandards

· Jedem/Jeder KundIn, der/die einen Leistungsantrag wünscht, ist dieser auszugeben. 

· Verzichtet der/die Arbeitsuchende auf die Ausgabe eines Antrags, ist dies in der PST-DOKU fest​zuhalten. 

· Anträge sind in den zuständigen regionalen Geschäftsstellen (RGS), in Zweigstellen und unter bestimmten Voraussetzungen in Gemeinden auszugeben. Liegt kein Wohnsitz bzw. keine Meldeadresse vor, ist die Zuständigkeit auf den gewöhnlichen Auf​enthaltsort des/der Arbeitsuchenden abzustimmen.

· Der Antrag auf Arbeitslosengeld ist am Tag der ersten Vorsprache auszugeben. Das Tagesdatum der Antragsausgabe ist als Beginn des möglichen Leistungsanspruchs auf dem Antrag festzuhalten. Im Zusammenhang mit einer Arbeitslos-Frühmeldung ist entsprechend den Bestimmungen der „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“ vorzugehen. Toleranzen für eine rückwirkende Bewilligung von Leistungen bei verspäteter Antragstellung – etwa infolge längerer Reisezeiten – werden anlässlich der Antragsrückgabe aufgrund der Bestimmungen des § 46 Abs 3 AlVG beurteilt. Dabei darf es nicht zu einer Veränderung des Ausgabedatums kommen.

· Der Antrag sollte maximal einen Monat vor Eintritt der Arbeitslosigkeit bzw. bei Folgeanträgen vor Erreichung des Höchstausmaßes ausgegeben werden. In diesen Fällen ist als frühest möglicher Termin für die Antragsrückgabe der erste Tag der voraussichtlichen Arbeitslosigkeit vorzuschreiben.

· Die Antragsausgabe darf bei Vorliegen von voraussichtlichen Sanktionen oder Ruhenstatbe​ständen (unabhängig von deren Dauer) nicht verweigert werden.

· Bei der Ausgabe von Leistungsanträgen sind folgende Regeln einzuhalten:

· Verwendung des bundeseinheitlich aufliegenden Antragsformulars

· Anbringen des Ausgabedatums (Geltendmachung), Handzeichen

· Liegt das Ende des Beschäftigungsverhältnisses nach dem Ausgabetermin, ist bei Tag der Geltendmachung der 1.Tag des arbeitsrechtlichen Beschäftigungsverhältnisendes mit „Gilt für“ und Unterschrift des/der KundIn zu ergänzen

· Bezeichnung der ausgebenden Stelle (RGS, Zweigstelle)

· Kennzeichnung/Eintragung der beantragten Leistungsart

· Angabe der Sozialversicherungsnummer und des Namens des Leistungswerbers/der Leistungswerberin
· Setzen der Rückgabefrist bzw. -termins und des Abgabeortes 

· Beischließen der für die Beurteilung des Leistungsanspruches notwendigen Vordrucke (z.B. Lohnbescheinigung für Angehörige)

· Information über die beizubringenden Belege und Dokumente (entsprechende Kennzeich​nung auf Seite 6 des Antrags)

· Für die Antragsrückgabe ist eine Frist von maximal 2 Wochen bzw. ein konkreter Termin zu vergeben, sofern der Antrag nicht sofort zurückgegeben wird. Auf die Folgen einer verspäteten Rückgabe bzw. auf die Möglichkeit einer Fristverlängerung ist hinzuweisen. 

· Der/die KundIn ist darüber zu informieren, dass der vorgeschriebene Rückgabetermin auch dann einzuhalten ist, wenn noch nicht alle Belege für die Antragstellung vorgelegt werden können. Eine Fristverlängerung kann nur in Absprache mit dem AMS erfolgen.
· Die Antragsausgabe ist in der EDV zu dokumentieren.
· In jenen Fällen, in denen keine persönliche Antragsrückgabe vereinbart wird, ist dies im PST zu dokumentieren. 

· Bei jedem Kontakttermin ist zu prüfen, ob die Ausgabe eines Folgeantrages erforderlich ist. 
EDV-Eintragungen

Folgendes Segment ist im Rahmen dieses Prozessschrittes zu beachten:

Segment DOKU
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Antrag

· Arbeitsbescheinigung (sofern erforderlich)

· Lohnbescheinigung (sofern für die Anspruchsbeurteilung – z.B. bei Anrechnung von Partnereinkommen - notwendig)
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstelle

	(
	Die konkrete Zuständigkeit für die Antragsausgabe bzw. –verlängerung zwischen Servicezone und Beratungszone ist auf regionaler Ebene von den Landesorganisationen festzulegen. 


Nachfolgende Prozessschritte

Information über Leistung erteilen (Seite 56)
7.2.10 Information über Leistung erteilen

Vorherige Prozessschritte

Leistungsantrag ausgeben (Seite 53)
Beschreibung (Erläuterungen)
Vollständige Information des/der KundIn zur Antragsrückgabe und über Voraussetzungen für weiteren Leistungsbezug einschließlich Meldeverpflichtung und Sozialversicherungsschutz während des Leistungsbezugs erteilen.

Ergebnis

· Der/die KundIn hat alle relevanten Informationen über die Leistung erhalten. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten(Erläuterungen)
Die Information über die Leistung erfolgt bei Vorsprache der KundInnen im Regelfall durch BeraterInnen der Servicezone. Allgemeine Informationen über die Leistung erfolgen im Rahmen der Erstinfoveranstaltungen für NeukundInnen. 
Darüber hinaus kann dieser Prozessschritt teilweise auch durch die Infozone, die ServiceLine bzw. die Beratungszone durchgeführt werden.

Qualitätsstandards

· Allgemeine Informationen (z.B. Anspruchsvoraussetzungen, Berufs- und Entgeltschutz, Sozial- und Krankenversicherungsschutz, Auszahlungstermine) zur Dienstleistung „Finanzielle Unterstützung im Bereich Arbeitslosenversicherung“ sind im Rahmen der Erstinfoveranstaltung zu erbringen. 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Empfohlen

· ALV-Fibel

Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstelle

· Da die Informationen nicht nur durch den/die zuständige/n BeraterIn erfolgen, sondern auch durch andere Channels (Infozone, ServiceLine, Internet) ist auf einheitliche Informationsinhalte zu achten. 
Nachfolgende Prozessschritte

Weitere(n) Termin(e) vereinbaren (Seite 57)
Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.2.11 Weitere(n) Termin(e) vereinbaren

Vorherige Prozessschritte

Information über Leistung erteilen (Seite 56)
Beschreibung (Erläuterungen)
Unabhängig vom Rückgabetermin für den Leistungsantrag sind für die kontinuierliche Betreuung weitere Termine (z.B. Kontakttermine, Kontrollmeldetermine, Arzttermin zur Feststellung der Arbeitsfähigkeit, Termin für Erstinfoveranstaltungen) zu vereinbaren.

Ergebnis

· Neue Termine wurden gebucht und der/die KundIn wurde über die nächsten Termine (inkl. für die ErstkundInneninformation) informiert. 

· KundIn wurde über die Konsequenzen bei Nichteinhaltung der Termine insbesondere bei Kontrollmeldungen (Einhaltung der „BRL Kontrollmeldungen“) informiert. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Grundsätzlich werden Termine persönlich mit dem/der zuständigen BeraterIn der Servicezone vereinbart, in Ausnahmefällen durch den/die BeraterIn der Beratungszone. 

Qualitätsstandards

· Die Häufigkeit der Kontakte und die Intensität der Weiterbetreuung richten sich nach dem Betreuungsbedarf der KundInnen und sind von der Situation auf dem Arbeitsmarkt abhängig. 

· Neben vereinbarten Kontaktterminen, die bei Nichteinhaltung keine Sanktion nach sich ziehen, sieht § 49 AlVG auch die Einhaltung von Kontrollmeldungen für Leistungsbezieher/innen vor. Es ist entsprechend  der „BRL Kontrollmeldungen“ vorzugehen.

· Gibt es Zweifel an der Arbeitsfähigkeit (gemäß § 8 AlVG) eines/einer KundIn ist ein Termin zur Erstellung eines ärztlichen Gutachtens bei einem/einer AllgemeinmedizinerIn zu vereinbaren. 

EDV-Eintragungen

Folgendes Segment ist im Rahmen dieses Prozessschrittes zu beachten:

Segment TVS. 
Für die Terminfestlegung der Erstinfoveranstaltungen sind folgende EDV-Eintragungen vorzunehmen:

· PST-DOKU entweder 

· Aufklärung über Kontrollmeldeversäumnis = Dokumenten-Typ „M“. 

· Ist bereits eine Betreuungsvereinbarung vorhanden und findet sich dort die Einladung zur Veranstaltung und der vereinbarte Kontrollmeldetermin wieder, dann kann vom Dokumenten-Typ „M“ Abstand genommen werden. 
· Im TAS: Jede RGS hat eine Veranstaltung anzulegen und die KundInnen darauf zu verbuchen. Eine Eintragung über Teilnahme bzw. Nichtteilnahme ist vorzunehmen. Es empfiehlt sich, eine Anwesenheitsliste zu führen. Im Teilnahmeschreiben ist der/die KundIn darauf hinzuweisen, dass es sich um einen Kontrollmeldetermin handelt. 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Terminkarte 
· Teilnahmeschreiben zur Erstinfoveranstaltung für „ErstkundInnen“

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Kontrollmeldung“
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“

Nachfolgende Prozessschritte

Antrag zurücknehmen (Seite 59)
7.3 Weitere Betreuung und Existenzsicherung (Phase 3)

7.3.1 Antrag zurücknehmen

Vorherige Prozessschritte

Weitere(n) Termin(e) vereinbaren (Seite 57)
Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
Die Unterlagen werden auf Vollständigkeit geprüft und im Anlassfall eine Nachfrist gesetzt. Die Antragsrücknahme bzw. eine Fristverlängerung wird in der EDV dokumentiert. Der Papierantrag wird zurückgenommen, die Einhaltung des Rückgabetermins überprüft und die Rücknahmebestätigung an den/die KundIn ausgegeben. Gegebenenfalls wird eine Niederschrift gemäß § 11 AlVG mit dem/der KundIn aufgenommen. 

Ergebnis

· Einhaltung des Rückgabetermins wurde überprüft. 

· Unterlagen wurden auf Vollständigkeit überprüft und mit den entsprechenden Angaben im Antrag abgeglichen.

· Gründe für die Beendigung des letzten Beschäftigungsverhältnisses wurden abgeklärt und gegebenfalls eine Niederschrift gemäß § 11 AlVG aufgenommen. 

· Antrag wurde zurückgenommen und in der EDV dokumentiert beziehungsweise wurde eine Fristverlängerung vereinbart. 

· Es wurde geprüft, ob ein aktuelles Aufenthaltsrecht, ein gültiger Befreiungsschein bzw. eine Arbeitserlaubnis vorliegen.
· KundIn hat Rücknahmebestätigung (Seite 5 und 6 des Antragsformulars) erhalten.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Grundsätzlich erfolgt die Antragrücknahme in der Servicezone im Rahmen einer persönlichen Vorsprache des/der KundIn. Im Sinne des § 46 Abs. 1 AlVG können auch abweichende Vereinbarungen getroffen werden. 
Eine einmalige Fristverlängerung kann auch durch die Beratungszone, die Infozone und die Serviceline erfolgen. 

Qualitätsstandards

· Der Antrag wird zurückgenommen und ist auf die Vollständigkeit der Angaben am Antrag und der Unterlagen zu prüfen. Etwaige Korrekturen und Nachträge sind im Einvernehmen mit der/dem KundIn vorzunehmen. Alle dabei vorgenommenen Änderungen sind von dem/der KundIn zu bestätigen. Die Einsichtnahme in Unterlagen ist am Papierantrag zu vermerken.
· Erfolgt eine Fristverlängerung sind die Gründe dafür in der EDV (Schiene Dokumente/Antrag) festzuhalten. Der neue Termin ist in der EDV (TVS auch von der Serviceline) zu dokumentieren. Nach Möglichkeit ist der neue Termin und die Gründe der Verlängerung am Papierantrag zu vermerken. 
Eine Fristverlängerung durch die Serviceline oder die Infozone darf nur einmalig mit einer Verschiebung von maximal einer Woche in die Zukunft vorgenommen werden. 
· Wurde das letzte Beschäftigungsverhältnis vor Eintritt der Arbeitslosigkeit in Folge eigenem Verschuldens beendet, ist die Verhängung einer Sanktion gemäß § 11 AlVG zu prüfen. Die Prüfung erfolgt anhand der vorgelegten Arbeitsbescheinigung bzw. Abmeldung von der Sozialversicherung. Diesbezüglich ist ein entsprechendes Ermittlungsverfahren einzuleiten und die Gründe für allfällige Nachsichtsgründe zu erfassen. 
· Bei der Prüfung einer Sanktion gemäß § 11 AlVG reicht die Behauptung einer Diskriminierung als Grund für die Selbstlösung eines Beschäftigungsverhältnisses nicht aus, um Nachsicht zu gewähren. Eine Nachsichtsgewährung ist vorzunehmen, wenn ein bezugnehmendes gerichtliches Verfahren eingeleitet wurde bzw. im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens Indizien die Behauptung der Diskriminierung belegen.

EDV-Eintragungen

Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes zu beachten:

Segmente TVS, DOKU

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Ausgefüllte und unterschriebene Rücknahmebestätigung

· Niederschrift gem. § 11 AlVG

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“

Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstelle

· Eine Schnittstelle gibt es zur Infozone, Beratungszone und zur Serviceline, da diese Verlängerungen des Rückgabetermins durchführen kann. 

Externe Schnittstelle
· Spätestens 1 Tag nach der Rücknahme des Antrages in der ALV-Applikation stehen die Sozialversicherungsdaten aus dem Hauptverband zur Verfügung.

Nachfolgende Prozessschritte

Ergebnis abklären und Konsequenzen ableiten (Seite 64)
Geschäftsfall bearbeiten und approbieren (Seite 61)
7.3.2 Geschäftsfall bearbeiten und approbieren

Vorherige Prozessschritte

Antrag zurücknehmen (Seite 59)
Beschreibung (Erläuterungen)
Sollte noch kein Papierakt vorhanden sein, so wird dieser angelegt. Die Anspruchsvoraussetzungen werden festgestellt und dokumentiert, sowie die erforderlichen Zahlungs- und Verrechnungsaufträge erstellt und approbiert. Vor Erstellung der Zahlungs- und Verrechnungsaufträge wird überprüft, ob offene Forderungen aus Vorbezügen bestehen. Sollte bei der Bearbeitung des Antrages festgestellt werden, dass Unterlagen fehlen, ist zu prüfen, ob trotzdem eine vorläufige Leistungsberechnung z.B. mit geminderter Bemessungsgrundlage stattfinden kann oder ob die fehlenden Unterlagen eine Anspruchberechnung nicht zulassen. Jedenfalls sind ausstehende Unterlagen nachzufordern und ein Wiedervorlagetermin innerhalb angemessener Frist zu setzen. 

Ergebnis

· Papierantrag sowie alle entgegen genommenen Unterlagen wurden im Papierakt abgelegt. 

· Die Beurteilung und Approbation des Leistungsantrages wurde in der EDV (Schiene Anspruchsbeurteilung) durchgeführt.

· Die Zahlungs- und Verrechungsaufträge (ZVA) wurden erstellt und an das BRZ übermittelt.  

· KundIn hat positive Mitteilung bzw. bei Ablehnung einen Bescheid erhalten. 

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Da Frauen aufgrund der Anrechnung des Partnereinkommens häufiger als Männer keinen NH-Anspruch haben, sind sie besonders darauf hinzuweisen, dass Änderungen der Einkommensverhältnisse gemeldet werden sollen bzw. eine neue Antragstellung erforderlich ist, da Änderung eventuell zu einem Anspruch führen können. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Bearbeitung und Approbation des Geschäftsfalles erfolgt durch MitarbeiterInnen der Servicezone. 

Qualitätsstandards

· Gesetzeskonforme und raschestmögliche Erledigung der Anträge und Entscheidung über Leistungsansprüche. Die regionalen Geschäftsstellen haben dafür Sorge zu tragen, dass keine Rückstände auftreten, wobei ein Rückstand jedenfalls dann vorliegt, wenn anweisungsreife Anträge mit einer Geltendmachung aus den Vormonaten zum 20. eines Monates noch unbearbeitet sind.

· Personen, die wegen Anrechnung des Partnereinkommens keinen Anspruch auf Notstandshilfe haben und nach dem 31.12.1954 geboren sind, aber alle anderen Voraussetzungen für die Gewährung der Notstandshilfe erfüllen, sind in Vormerkung  zu belassen und zusätzlich zum Ablehnungsbescheid zur NH die Leistungsart XM amtswegig anzuweisen. 

Zusätzlich zum Ablehnungsbescheid, erhält der/die KundIn eine Mitteilung, in der der/die KundIn aufgeklärt wird, dass mangels Notlage keine Notstandshilfe gebührt, jedoch durch das AMS Beitragszeiten in der Pensionsversicherung sichergestellt werden und die mit dem/der BeraterIn vereinbarten Termin einzuhalten sind. 
Werden Kontakttermine nicht eingehalten, sind entsprechend der „BRL Kontrollmeldungen“ Kontrollmeldetermine vorzuschreiben, da eine Ruhendstellung des PST ohne Verständigung der Person weitreichende Folgen für den späteren Bezug der Pension hätte. Werden Kontrolltermine nicht eingehalten, ist eine entsprechende Bezugseinstellung über die EDV (BE mit Code M) zu veranlassen.
Diese Personen sind wie Notstandshilfe-BezieherInnen zu betreuen, mit einer Ausnahme, dass bei Krankenstand keine Ruhendstellung des PST erfolgt, allenfalls ist die Verfügbarkeit nach § 7 AlVG zu prüfen.

· Alle Angehörigen (Kinder, Wahl-, Pflege- und Stiefkinder, Enkelkinder, Gatte/Gattin, Lebensgefährte/Lebensgefährtin) für deren Unterhalt der/die KundIn wesentlich beiträgt sind edv-mäßig zu erfassen. Für diese Angehörigen sind auch die persönlichen Merkmale (z.B. Krankheit, Schwangerschaft, Behinderung und Umstände in Verbindung mit einem Exekutionsverfahren) in die EDV einzutragen. Für jene Angehörige für die ein Familienzuschlag gebührt, sind die entsprechenden leistungsrelevanten EDV-Eintragungen vorzunehmen. 

Weiters sind bei der Beantragung von Notstandshilfe auch die Angehörigen des/der LebensgefährtIn zu erfassen, für die der/die LebensgefährtIn sorgepflichtig ist. Die Angehörigen sind mit vollständiger Sozialversicherungsnummer anzulegen. Nur in Ausnahmefällen, wenn z.B. eine wenige Tage zuvor erfolgte Geburt eines Kindes gemeldet wird und eine SV-Nr. noch nicht vergeben ist oder der/die Angehörige keine SV-Nr. in Österreich besitzt, ist eine Neuanlage nur mit Geburtsdatum vorzunehmen. Die SV-Nr. ist ehestmöglich nachzutragen. 

· Bei der Notstandshilfe ist das Einkommen des Gatten/der Gattin, des Lebensgefährte/der Lebensgefährtin anzurechnen. Dazu sind die wirtschaftlichen Merkmale (Einkommen, Freigrenzenerhöhung) in der EDV zu erfassen. Der Anrechnungsbetrag wird aus den jeweiligen Eintragungen der wirtschaftlichen und persönlichen Merkmale errechnet.  
· Sonderformen bei der Beurteilung z.B. Anspruch auf Korridorpension, Arbeitslosigkeit von politischen ManadatarInnen sind in der EDV nachvollziehbar zu dokumentieren.
· Der von der/dem BeraterIn freigegebene Geschäftsfall ist von einer weiteren berechtigten Person (4-Augen-Prinzip) auf dessen Richtigkeit zu überprüfen. Erst nach Überprüfung der EDV-Eintragungen, gegebenenfalls des Papierakts, sowie der Übereinstimmung mit den Unterlagen darf die Approbation erfolgen. Die Letztverantwortung für die Richtigkeit der von dem/der BeraterIn getroffenen Veranlassungen trägt der/die ApprobantIn. 

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

AusländerInnen

· Bei jeder Geltendmachung muss eine Überprüfung des Aufenthaltstitels (Gesetzliche Voraussetzungen für Vormerkungen sind zu prüfen) erfolgen.
EDV-Eintragungen

· Nach Entscheidung des/der BeraterIn sind in der Schiene Kundenbasis/Angehörige die jeweils zutreffenden Kennzeichen (FZ-Gewährung, Ang. anrechnen, Zusatzbetrag, Erhöhte FB, FZ-Abzweigung, UGB-pflichtig) zu setzen.
· In der Schiene Kundenbasis ist im Fenster Pensionsvorschuss die Abwicklung des Pensionsvorschusses von der Beantragung bis zur Zuerkennung bzw. Ablehnung zu dokumentieren. 
· Bei AusländerInnen ist die aktuelle Verfügbarkeit im Segment ZUA einzutragen (Eintragung „unbegrenzt verfügbar“, die vor dem 1.1. 2006 erfolgten, müssen neuerlich geprüft werden; Grund: Änderung des Aufenthaltsrechts).

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Mitteilung oder Bescheid

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· EDV- und Verfahrensanweisung „Anwartschaft und Zuerkennung“ April 2002 und Folgende.

· „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“
Schnittstellen 

Externe Schnittstellen
· Der Hauptverband stellt dem AMS Daten zur Anspruchsbeurteilung zur Verfügung. Im BRZ erfolgt die Berechnung- und Zahlbarstellung von Leistungsansprüchen sowie die Erstellung und Versendung von Mitteilungen und Bescheiden. Zur Sicherstellung von Kranken- und Pensionsversicherungsansprüchen übermittelt das AMS Leistungsdaten (z.B. Bemessungsgrundlage, Anspruchsdatensatz) über das BRZ und via Datendrehscheibe des Hauptverbandes an die Sozialversicherungsträger. 

· Über das Zentrale Melderegister (ZMR) erfolgt eine Überprüfung des Wohnsitzes (auch für Angehörige zur Beurteilung der Familienzuschläge). 

Nachfolgende Prozessschritte

Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.3.3 Ergebnis abklären und Konsequenzen ableiten
Vorherige Prozessschritte

Antrag zurücknehmen (Seite 59)
Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
Entsprechend den Vereinbarungen mit dem/der KundIn werden die Ergebnisse der Vermittlungsvorschläge beziehungsweise die Umsetzung der Vereinbarungen aus der Betreuungsvereinbarung abgeklärt und dokumentiert. Wurden die Vereinbarungen bzw. Kontrollmeldetermine nicht eingehalten, werden Konsequenzen eingeleitet. 

Ergebnis

· Die Ergebnisse der Bewerbungen zu den ausgegebenen Vermittlungsvorschlägen bzw. Inhalte der Betreuungsvereinbarung wurden überprüft und edv-mäßig dokumentiert. 

· Aufgrund von nicht eingehaltenen Vereinbarungen von der/dem KundIn wurden Sanktionen gem. AlVG (§ 10 AlVG oder § 49 AlVG) eingeleitet. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Rückmeldung über die Vermittlungsvorschläge kann sowohl durch das SFU, durch Unternehmen oder BewerberInnen (telefonisch, schriftlich) in Infozone, Servicezone, Beratungszone und ServiceLine oder beim nächsten Kontakt mit dem/der SFA-BeraterIn persönlich erfolgen. 

Die Besprechung der Ergebnisse (Vermittlungsvorschläge und Betreuungsvereinbarung) und Einleitung der Sanktionen erfolgt im Rahmen einer persönlichen Vorsprache bei den BeraterInnen der Servicezone und Beratungszone. 

Qualitätsstandards

· Bei jeder Vorsprache des/der KundIn sind die Ergebnisse der Bewerbungen zu den ausgegebenen Vermittlungsvorschlägen zu klären, in der EDV zu dokumentieren und in den Anmerkungen zu konkretisieren. Das gilt auch für Bewegungsbuchungen mit den Codes „N“ und „U“. 

· Bei jeder Vorsprache ist ebenfalls die Umsetzung der getroffenen Vereinbarungen der Betreuungsvereinbarung (z.B. Eigeninitiative) mit dem/der KundIn zu klären und zu dokumentieren. Dies gilt auch für Betreuungsvereinbarungen, die von einer/einem anderen BeraterIn (z.B. Übergabe von Servicezone an Beratungszone) erstellt wurden. Auch die Aktivitäten die durch den/die BeraterIn umzusetzen waren, sind abzuklären und zu dokumentieren. 

· Kann durch den/die KundIn die Eigeninitiative nicht nachgewiesen werden, ist entsprechend der „BRL zum Verfahren nach den §§ 9 u. 10 des AlVG“ vorzugehen.

· Wenn sich bei der Ergebnisabklärung zeigt, dass Hindernisse bei der Vermittlung bestehen, sind Lösungsansätze und Unterstützung anzubieten und die weitere Betreuungsstrategie bzw. die vermittlungsrelevanten Felder anzupassen.

· Wird festgestellt, dass die Rückmeldung von Vermittlungsvorschlägen bzw. von Vereinbarungen in der Betreuungsvereinbarung nicht in der festgelegten Frist erfolgten, sind seitens des/der BeraterIn geeignete Schritte einzuleiten und zu dokumentieren. 
· Wird ein vereinbarter Kontakttermin ohne Begründung nicht eingehalten, ist entsprechend der „BRL Kontrollmeldungen“ vorzugehen und der/dem Arbeitsuchenden eine Kontrollmeldung vorzuschreiben. 

· Bei Informationen über BewerberInnenverhalten, die möglicherweise Sanktionen gem. § 10 AlVG nach sich ziehen, ist sofort die Bezugseinstellung zu veranlassen, der/die Arbeitsuchende über die Einstellung zu informieren und die Klärung des Sachverhaltes einzuleiten.

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

AusländerInnen 
· Erforderlichenfalls ist eine amtswegige Beschäftigungsbewilligung (unter Berücksichtigung der Entlohnung), Arbeitserlaubnis, Befreiungsschein unter Berücksichtung des Aufenthaltsrechts zu erteilen.
EDV-Eintragungen

Folgende Segmente bzw. Felder sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen bzw. relevant:

Segmente BEW, DOKU, TVS 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Niederschrift § 10 AlVG (sofern eine § 10-Prüfung eingeleitet wird)
· Niederschrift § 49 AlVG (sofern eine § 49-Prüfung eingeleitet wird)
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zum Verfahren nach den §§ 9 u. 10 des AlVG“
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“
· „BRL Kontrollmeldungen“
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstellen
· Erhebt das SFU „sanktionsnotwendige Tatbestände“ bei der Abklärung beim Unternehmen ist das SFA unverzüglich in geeigneter Weise zu informieren. Die Niederschrift selbst wird jedoch ausschließlich durch das SFA vorgenommen. 

· Unabhängig, ob die Zubuchung durch das SFU oder das SFA erfolgt, ist die Ergebnisabklärung abhängig von der nächsten Kontaktaufnahme entweder durch das SFU (beim Unternehmen) oder durch das SFA (beim Arbeitsuchenden) durchzuführen. Ein gegenseitiger Zugriff auf die Ergebnisse ist daher wesentlich sowohl für die Betreuung der Arbeitskräfte als auch der Unternehmen. Aufbauend auf den Eintragungen des SFU ist durch das SFA gegebenenfalls eine Änderung in der Betreuungsstrategie vorzunehmen.
Organisatorische Schnittstellen
· Zu Beginn der Betreuung in der Beratungszone sind auch die Vereinbarungen und Ergebnisse der Betreuung aus der Servicezone zu berücksichtigen.   
· Da die Rückmeldung zu den Bewerbungen auch in der ServiceLine oder der Infozone erfolgen kann, muss die Kommunikation zur/zum BeraterIn durch die Dokumentation im Segment BEW sichergestellt werden und etwaige „sanktionsnotwendige Tatbestände“ an die zuständige BeraterInnen gemeldet werden. 

· Gibt der/die KundIn bei der ServiceLine oder der Infozone an, dass sich ein Vorstellungstermin verschiebt, ist dies im PST Segment BEW Anmerkungen festzuhalten. 

Nachfolgende Prozessschritte

Segmentierung nach Betreuungsfall durchführen (Seite 67)
Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.3.4 Segmentierung nach Betreuungsfall vornehmen

Vorherige Prozessschritte

Ergebnis abklären und Konsequenzen ableiten (Seite 64)
Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
Entsprechend der Problemlage und des Betreuungsbedarfs der/des KundIn bzw. nach einer Vormerkdauer von 3 Monaten in der Servicezone erfolgt die weitere Betreuung durch die Beratungszone. 

Ergebnis

· KundIn wurde entsprechend dem Betreuungsbedarf der richtigen Zone (Servicezone – Beratungszone) zugeordnet. 

· Für KundIn besteht Klarheit über die weitere Betreuungszuständigkeit für den kommenden Termin (Verbleib in Servicezone oder weitere Betreuung in der Beratungszone).

· Falls eine Weiterbetreuung in der Beratungszone erfolgt, hat der/die KundIn eine Überstellungsvereinbarung erhalten. 

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Gleichstellungsziel des AMS ist es, die geschlechtsspezifische Segregation am Arbeitsmarkt zu reduzieren. Vor allem Frauen benötigen aktive Unterstützung um in attraktive männerdominierte Berufe zu gelangen bzw. in diesen zu bleiben. Daher ist davon auszugehen, dass Personen mit nichttraditionellen Berufs- und Ausbildungsverläufen bzw. Interessen einen erhöhten Beratungsbedarf haben und es ist rasch ein Beratungstermin in der Beratungszone zu vereinbaren.   
Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Entscheidung über die Segmentierung trifft der/die zuständige BeraterIn der Servicezone bei Vorsprache des/der KundIn.

Qualitätsstandards

· Es ist entsprechend den Bestimmungen der „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“, siehe dazu auch den Anhang der Richtlinie (Kriterien der Kundenzuordnung, Kundenübergabe) vorzugehen. 

· Für Personen mit einem erhöhten Betreuungsbedarf ist schnellstmöglich ein Termin in der Beratungszone zu vereinbaren.

· Der Zeitraum zwischen letztem Termin in der Servicezone und dem ersten Termin in der Beratungszone sollte ehestmöglich erfolgen, keinesfalls darf der Zeitraum 1 Monat übersteigen. 

· Die Umstellung des APL’s am PST darf erst beim ersten persönlichen Kontakt des/der KundIn in der Beratungszone durchgeführt werden. Wird dieser Termin durch den/die KundIn nicht eingehalten, erfolgt durch die Beratungszone gleichzeitig mit der Bezugseinstellung die Umstellung des APL-Codes. Gleiches gilt für eine Terminverschiebung. 
Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

· Für besondere Personengruppen ist entsprechend den Bestimmungen der „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“ vorzugehen.

EDV-Eintragungen

Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen bzw. relevant:

Segmente TVS, DOKU (BPlan Überst) 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Überstellungsvereinbarung

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstelle

· Die konkrete Festlegung der Zusammenarbeit zwischen den Zonen muss in der RGS geregelt werden (siehe Organisationsrichtlinie).

Nachfolgende Prozessschritte

Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren (Seite 49)
Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.3.5 Weitere Betreuung entscheiden

Vorherige Prozessschritte

Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren (Seite 49)
Geschäftsfall bearbeiten und approbieren (Seite 61)
Beschreibung (Erläuterungen)
Auf Basis der Betreuungsvereinbarung sowie aufgrund des bisherigen Betreuungsverlaufs und daraus resultierender Ergebnisse bzw. aufgrund einer veränderten Betreuungssituation (z.B. Krankheit, Besuch einer Fördermaßnahme, Betreuungspflichten, Wohnsitzwechsel) wird über die weitere Betreuung entschieden.

Aus einer Vielzahl möglicher Betreuungs- (Prozess-)schritte sind je nach Bedarf die notwendigen und geeigneten auszuwählen.

Ergebnis

· BeraterIn hat nach Bedarfslage des/der KundIn die weiteren Prozessschritte festgelegt.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Entscheidung über die weitere Betreuung erfolgt in der Servicezone oder Beratungszone, teilweise aber auch durch die ServiceLine oder Infozone (z.B. Meldung einer Arbeitsaufnahme). Ausgangspunkt kann eine persönliche, telefonische oder schriftliche Meldung des/der KundIn sein. 

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (BRL Betreuungsvereinbarung)“ 

· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellungszusagen und Verm.Post)“
· „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)"
Schnittstellen

Organisatorische Schnittstelle

· Aufgrund telefonischer Meldungen von KundInnen in der ServiceLine oder Rückmeldungen in der Infozone muss die weitere Betreuung durch die ServiceLine oder die Infozone entschieden werden (z.B. Meldung einer Arbeitsaufnahme). Die vorhandenen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der zuständigen BeraterIn bleiben unbeeinflusst. 
Externe Schnittstelle
· Personen, die im Bezug von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Pensionsvorschuss, Leistungen nach dem Überbrückungshilfegesetz und/oder einer Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes (DLU) stehen und deren Anspruch mit Höchstausmaß endet, erhalten durch das BRZ automatisiert ein Schreiben, das das Ende des Leistungsbezuges ankündigt. Dieses Aviso enthält die Aufforderung, sich mit der zuständigen RGS in Verbindung zu setzen. 

Nachfolgende Prozessschritte

Matching durchführen und passende Bewerbungsvorschläge auswählen (Seite 45)
Ergebnis abklären und Konsequenzen ableiten (Seite 64)
Segmentierung nach Betreuungsfall durchführen (Seite 66)
Änderungen durchführen und Auswirkungen überprüfen (Seite 71)
Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren (Seite 49)
Leistungsantrag ausgeben (Seite 53)
Antrag zurücknehmen (Seite 59)
Bezugseinstellung veranlassen (Seite 75)
7.3.6 Änderungen durchführen und Auswirkungen überprüfen

Vorherige Prozessschritte

Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
Auf Grund geänderter persönlicher und/oder wirtschaftlicher Verhältnisse z.B. Kontaktdaten, Geburt eines Kindes, Scheidung (Prüfen der gesetzlichen Voraussetzung für die Vormerkung), Änderung des Partnereinkommens oder Adressänderungen sind die PST- bzw. ALV-Eintragungen anzupassen. Wichtige Änderungen betreffen auch die Kenntnisse und Fähigkeiten der Arbeitsuchenden sowie geänderte KundInnenwünsche (z.B. Arbeitszeit, Berufsart, Mobilität). Dies betrifft auch Änderungen die aus der Teilnahme an Förderungen resultieren (z.B. Wiedermeldung nach Krankenstand, zusätzliche Qualifikationen).
Sofern die Änderungen leistungsrelevant sind, ist der Leistungsanspruch anzugleichen bzw. einzustellen, d.h. sowohl die Bearbeitung als auch die Approbation vorzunehmen. Als Änderung ist auch die Versäumnis der vorgeschriebenen Kontrollmeldung zu bewerten. 

Ergebnis

· Geänderte persönliche und/oder wirtschaftliche Verhältnisse, sowie Änderungen bei vermittlungs- und betreuungsrelevanten Daten, die von KundInnen oder Dritten (z.B. GKK, Bildungsträger) gemeldet wurden, sind edv-mäßig erfasst worden. 

· Etwaige leistungsrelevante Änderungen wurden seitens des AMS durchgeführt.

· Gibt es Auswirkungen auf den Leistungsbezug aufgrund von gemeldeten Änderungen wurde der/die KundIn darüber informiert.

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Frauen haben nach wie vor primär die Familienarbeiten zu übernehmen und die Vereinbarkeit Familie und Beruf zu schaffen. Ergeben sich im familiären Umfeld Änderungen, so ist mit den KundInnen zu vereinbaren, ob und welche Änderungen der Betreuungsstrategie erforderlich ist. Es sind im Bedarfsfall aktiv entsprechende Unterstützungen anzubieten.
Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Der/die KundIn kann Änderungen entweder persönlich, telefonisch oder schriftlich mitteilen. Änderungen können jedoch auch aufgrund von Meldungen Dritter im AMS einlangen. 

Änderungen der Wohnadresse und der Kontaktdaten können auch durch die Infozone oder die ServiceLine vorgenommen werden. Andere Änderungen werden durch den/die zuständige BeraterIn der Servicezone oder Beratungszone veranlasst. Die Auswirkungen von leistungsrelevanten Änderungen und die eventuell notwendige Neuberechnung der Leistung sowie die Approbation erfolgt in der Servicezone. 

Qualitätsstandards

· Bei jedem Termin sind die Kontaktdaten (Telefonnummer, e-mail-Adresse, web-Adresse) zu aktualisieren. 
· Wenn sich in der laufenden Betreuung Änderungen im Qualifikationsprofil (z.B. durch Kursabschluss), in der Vermittlungsvereinbarung (z.B. Ausweitung der Suche) oder bei betreuungsrelevanten Daten (z.B. Kinderbetreuung, Arbeitsort) ergeben, ist der Berufswunsch zu aktualisieren. Die Segmente BW1 / 2 und ALL müssen stets die aktuelle Vermittlungsvereinbarung repräsentieren und mit den Inhalten der Betreuungsvereinbarung abgestimmt sein. 
· Änderungen der Wohnadresse bzw. Zahlungsanschrift, der Sozialversicherungsnummer oder des Namens bzw. des Familienstandes sowie sonstige leistungsrelevante Änderungen (z.B. Einkommensänderungen, Geburt eines Kindes) sind unverzüglich (abhängig vom Veranlassungszeitpunkt z.B. vor der Hauptliquidierung) jedenfalls jedoch innerhalb von 7 Kalendertagen in die EDV einzutragen und die notwendigen leistungsrelevanten Veranlassungen zu treffen. 
Die bekannt gegebenen Änderungen sind anhand vorgelegter Unterlagen zu überprüfen und die Prüfung der Dokumente in der EDV zu vermerken. Handelt es sich um eine Adress- bzw. Sozialversicherungsnummernänderung sind diese über ZMR oder Hauptverband zu prüfen. 

· Werden Adressänderungen durch NH-BezieherInnen bekannt gegeben, sind die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (z.B. Lebensgemeinschaften) jedenfalls abzuklären und eine Prüfung der Auswirkungen auf die Vormerkung bzw. auf den Leistungsbezug durchzuführen. 
· Bei folgenden Bezugsunterbrechungen sind die entsprechenden Nachweise zu verlangen: Krankenstand (Entgeltbescheinigung der Krankenkasse), Waffenübungen (Wehrdienstbuch oder Entlassungsschein), Beschäftigung (Arbeits- bzw. Lohnbescheinigung bei vorübergehender Beschäftigung bzw. GKK-Abmeldebestätigung), Haft (Haftbescheinigung). Die Prüfung der Nachweise ist in der EDV (Dokument oder in der getroffenen Veranlassung/BU) zu dokumentieren und die Nachweise im Papierakt abzulegen. 
· Bei Bezugsunterbrechungen aufgrund von Auslandsaufenthalten sind die Arbeitsuchenden über die Möglichkeit der Nachsicht vom Ruhen der Leistung zu informieren. Diese Nachsicht ist nur aufgrund eines Nachsichtsantrages des/der KundIn (formlos unter Angabe der Nachsichtsgründe) zu erteilen. Vor der Entscheidung über die Anerkennung von Nachsichtsgründen muss die RGS den Regionalbeirat anhören. Diese Vorgangsweise gilt auch bei nachträglicher Bezugsunterbrechung. Erfolgt der Auslandsaufenthalt wegen einer Arbeitsuche in einem anderen EWR-Land, ist über die Möglichkeit der Leistungsmitnahme zu informieren. 
· Ist die Dauer der Bezugsunterbrechung nicht im vorhinein bekannt, ist der/die Arbeit​suchende darüber zu informieren, dass er/sie sich für die Geltendmachung des Fortbezugs per​sönlich wieder melden muss. Dauert die Unterbrechung länger als 62 Tage ist jedenfalls die Ausgabe eines neuen Antrags und eine persönliche Vorsprache erforderlich. Wird durch den/die BeraterIn von einer persönlichen Wiedermeldung Abstand genommen, ist dies im PST zu dokumentieren. 
· Nach Ende einer Maßnahme ist jedenfalls ein Kontakttermin zu vereinbaren. 
· Ist zu Beginn der Unterbrechung das Ende bekannt und wird die Dauer von 62 Tagen nicht überschritten, so ist keine Wiedermeldung bzw. Antragstellung erforderlich. In bestimmten Fällen z.B. Auslandsaufenthalt, Sperre gem. § 10 AlVG ist entsprechend der „BRL Kontrollmeldungen“ ein Kontrollmeldetermin für den ersten Werktag nach Ende des Unterbrechungszeitraums vorzuschreiben.

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

AusländerInnen

· Da Änderungen der Familienverhältnisse zu einem Verlust des Begünstigtenstatus führen können, ist eine Prüfung durchzuführen. 

Personen mit Pensionsvorschuss

· Vor Zuerkennung eines Pensionsvorschusses aufgrund einer Antragstellung auf eine „I-Pension“ muss eine Prüfung der Wartezeit (=Mindestversicherungsdauer) erfolgen. Ist diese Bewertung durch den/die AMS-BeraterIn nicht möglich, ist jedenfalls der Pensionsversicherungsträger zu kontaktieren. Ist die Wartezeit nicht erfüllt, so ist zunächst festzustellen, ob Arbeitsfähigkeit vorliegt. Zur Klärung ist der Arbeitsuchende allenfalls ärztlich zu untersuchen. Liegt Arbeitsfähigkeit nicht vor, ist die Leistung mittels Bescheid mangels Arbeitsfähigkeit einzustellen. 
· Die Grundleistung ist auf die Pensionsvorschussleistung umzuschreiben und die Ruhendstellung des PST zu veranlassen. Auf Wunsch des/der KundIn kann diese/r weiterhin in der Vormerkung (Status AS) bleiben.
· LeistungsbezieherInnen, die einen Antrag auf Pension stellen, müssen darauf hingewiesen werden, dass ihre Grundleistung (ALG, NH) in einen Pensionsvorschuss umgewandelt und abhängig vom Höchstsatz für Pensionsvorschüsse bzw. einer einmal bereits gewährten Pension gegebenenfalls eingekürzt wird. Im Falle einer eingekürzten Leistung ist der/die KundIn darüber aufzuklären, dass nach rechtskräftiger Ablehnung des Pensionsantrages der Pensionsvorschuss zwar auf die Grundleistung umgewandelt wird, jedoch eine Nachzahlung der Differenz auf den ALG/NH-Tagsatz für die Dauer der Gewährung des Pensionsvorschusses nicht erfolgt (ausgenommen bei Übergangsgeld § 39 und § 39a AlVG). 
· Wird eine Pensionsablehnung rechtskräftig (Beachtung des Ablaufs der Rechtsmittelfrist ohne Einbringung eines solchen) ist unverzüglich der PST zu reaktivieren, die Pensionsvorschussleistung auf Grundleistung umzustellen und die weiteren Betreuungsschritte sind festzulegen. Hat sich der/die KundIn noch nicht persönlich gemeldet, so ist ein Termin mit dem/der KundIn zu vereinbaren. 
EDV-Eintragungen

· Folgende Segmente bzw. Felder sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen: 
Segmente PER (inkl. Kommunikationssegment), ALL, BW 1 / 2, INS, DOKU, VMZ, TVS, ZUA
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Empfohlen

· Kontobestätigung für die Änderung der Bankverbindung 
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)”
· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post (Einstellzusagen und Verm.Post)”
· „BRL für EURES (European Employment Services)”
· „BRL Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)”
· „BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstelle

· Die eingetragenen Daten des SFA stellen sowohl für das SFA selbst als auch für das SFU das wesentliche Qualitätskriterium für die Vermittlung dar, das durch Änderung der Daten beeinflusst wird. 
Organisatorische Schnittstellen
· Da die Beratungszone auf den EDV-Eintragungen der Sericezone aufbaut, ist ein korrekt und vollständig ausgefüllter PST-Datensatz auch für die Schnittstelle Servicezone-Beratungszone wichtig. 

· Die ServiceLine kann Änderungen der Wohnadresse und der Kontaktdaten vornehmen. 

· Wenn der/die KundIn bereits in der Beratungszone betreut wird, besteht zur Servicezone eine organisatorische Schnittstelle, wenn Änderungen die Anpassung der finanziellen Unterstützung im Bereich AlVG bedürfen. 

· Zum Teilprozess Förderung gibt es dann eine Prozessschnittstelle, wenn es bei der Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes aus arbeitsmarktpolitischen Gründen notwendig ist, das Maßnahmenende über das Verfügungs-bis-Datum hinaus zu verlängern (z.B. wegen Krankheit des Förderungswerbers/der Förderungswerberin während einer modularen Ausbildung und daher ggf. Verlängerung um ein oder mehrere Module). 

Nachfolgende Prozessschritte

Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.3.7 Bezugseinstellung veranlassen

Vorherige Prozessschritte

Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
Beschreibung (Erläuterungen)
Eine Einstellung des Leistungsbezuges wird durchgeführt, wenn die Voraussetzungen für den Leistungsanspruch wegfallen oder die Weitergewährung des Leistungsbezuges zu prüfen ist. Eine Bezugseinstellung ist z.B. bei Arbeitsaufnahme, Krankenstand, Abwesenheit bei Maßnahmenteilnahme, Auslandsaufenthalt, Wochenhilfe, Pension, Ablauf des Aufenthaltsrechts bzw. Ablauf der Arbeitserlaubnis und des Befreiungsscheins vorzunehmen. Gegebenenfalls werden die Termine im TVS storniert. 

Im Falle eines Kontrollmeldeversäumnisses bzw. einer amtswegigen Einstellung z.B. durch Meldung des Hauptverbands ist der/die KundIn über die durchgeführte Einstellung schriftlich zu informieren (Einstellungsmitteilung). 

Die Einstellung erfolgt entweder über die PST-Ruhendstellung in den VMZ, durch eine Bezugseinstellung in der ALV-Applikation oder über den BAS IF.

Ergebnis

· Bezugseinstellung wurde durchgeführt.

· KundIn wurde über die Bezugseinstellung und über die Notwendigkeit bzw. die Modalitäten der Wiedermeldung informiert. 

· Bei einem Kontrollmeldeversäumnis bzw. bei einer amtswegigen Einstellung wurde der/die KundIn mittels Einstellungsmitteilung informiert.

· Gegebenenfalls wurden vereinbarte Termine im TVS storniert. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Bezugseinstellungen können aufgrund von persönlichen, telefonischen oder schriftlichen (auch per Check out im Internet) Meldungen durch den/die KundIn selbst, jedoch auch aufgrund von Informationen von Dritten z.B. HV, Bildungsträger, erfolgen. 

Sowohl die Servicezone, die Beratungszone als auch die Infozone oder die ServiceLine können eine Bezugseinstellung einleiten, die tatsächliche Durchführung der Bezugseinstellung erfolgt jedenfalls durch die Servicezone. 

Qualitätsstandards

· Die Bezugseinstellung ist unverzüglich durchzuführen, damit keine Übergenüsse entstehen, dabei ist besonderes Augenmerk auf die Hauptliquidierung zu legen.
· Die Bezugseinstellung ist mit Einstellgrund und Datum anzugeben. Im Feld Begründung sind zusätzliche Informationen z.B. Form der Meldung sowie durch wen sie erfolgt ist, in Kurzform anzuführen. 
· Meldet der/die KundIn eine Arbeitsaufnahme ist nachzufragen, ob dies aufgrund eines Vermittlungsvorschlags erfolgt oder die Stelle anderweitig gefunden wurde. Handelt es sich um einen Vermittlungsvorschlag muss die Arbeitsaufnahme im Segment BEW in der dementsprechenden Bewegungszeile eingetragen werden. Erfolgt die Beschäftigungsaufnahme nicht aufgrund eines Vermittlungsvorschlags so ist der Dienstgebername und die etwaige zukünftige Tätigkeit zu erfragen und in den VMZ zu dokumentieren. 

· Bei amtswegigen Einstellungen ist eine entsprechende Einstellungsmitteilung an die LeistungsbezieherInnen zu veranlassen.

EDV-Eintragungen

· Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen: 
Segmente BEW, VMZ, TVS
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Einstellungsmitteilung bei LeistungsbezieherInnen bei amtswegiger Einstellung
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstellen
· Da die Information, die eine Bezugseinstellung erfordert, bei unterschiedlichen Organisationseinheiten (Infozone, Servicezone, Beratungszone, ServiceLine) eintreffen kann, liegt eine organisatorische Schnittstelle vor. Um einen reibungslosen Ablauf sicherzustellen, muss jene/r BeraterIn bei dem/der die Meldung einlangt, die Bezugseinstellung einleiten.   

· Handelt es sich um eine Unterbrechung während des Besuchs einer Schulungsmaßnahme so ist die Unterbrechung über den Förderfall durchzuführen. 

Externe Schnittstellen

· Die Versendung der Einstellungsmitteilung bei der Meldung durch Dritte erfolgt durch das BRZ. 

· Das AMS übermittelt die Beendigung des Leistungsanspruchs über das BRZ und den Hauptverband an die Sozialversicherungsträger.
Nachfolgende Prozessschritte

Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
PST ruhend stellen und ggf. Bewegungen abbuchen (Seite 77)
7.3.8 PST ruhend stellen und ggf. Bewegungen abbuchen

Vorherige Prozessschritte

Bezugseinstellung veranlassen (Seite 75)
Beschreibung (Erläuterungen)
Gleichzeitig mit der PST-Ruhendstellung erfolgt im Regelfall die Bezugseinstellung. Bei Personen ohne Leistungsbezug bei denen ein Sachverhalt bekannt wird, der zu einer Beendigung der Vormerkung führt, ist der PST ohne Bezugseinstellung ruhend zu stellen. 

Je nach Abbuchungsgrund wird entschieden, ob die Bewegungsbuchungen abgebucht werden müssen oder noch offen bleiben können. Ebenfalls abhängig vom Abbuchungsgrund ist zu entscheiden, ob vereinbarte Termine in der Zukunft vorhanden bleiben oder gelöscht werden sollen. 

Ergebnis

· PST wurde ruhend gestellt z.B. durch eine E-Buchung, die den PST automatisch ruhend stellt. 

· KundIn wurde über das Ende der Betreuung und die Vormerkung sowie daraus resultierenden Konsequenzen informiert. 

· Gegebenenfalls wurden die Vermittlungsvorschläge und/oder TAS-Verbindungsbuchungen abgebucht oder TVS-Termine gelöscht.
Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Durch eine Meldung der Beendigung der Vormerkung (Bezugseinstellung) wird von der/dem zuständigen BeraterIn beziehungsweise durch die Infozone oder ServiceLine der PST ruhend gestellt. 

Meldet das Unternehmen die Besetzung einer offenen Stelle durch eine zugebuchte Person dem SFU, erfolgt die Ruhendstellung durch die E-Buchung des SFU. 

Qualitätsstandards

· KundInnen ohne Leistungsbezug, die einen Kontakttermin nicht einhalten, sind schriftlich zu informieren, dass die Vormerkung zu einem bestimmten Termin – der zumindest 7 Kalendertage (Postlauf) gerechnet ab dem Tag der Ausfertigung des Briefes in der Zukunft liegen muss – beendet wird, sofern sie bis dahin nicht vorsprechen. Die KundInnen sind über die Konsequenzen der Beendigung der Vormerkung zu informieren. 
Meldet sich der/die KundIn innerhalb dieser Frist nicht, ist davon auszugehen, dass der/die KundIn an einer weiteren Vormerkung nicht interessiert ist und der PST ist ruhend zu stellen.

· Kommt es zu einer Ruhendstellung eines PST (außer bei Arbeitsaufnahme und Wochengeld) sind die im TVS gebuchten Termine mit der/dem KundIn abzuklären und gegebenenfalls zu löschen. 

· Erfolgt eine persönliche Abmeldung (auch bei telefonischer Kontaktaufnahme) wegen Arbeitsaufnahme sind mit der/dem Kundin die übermittelten Vermittlungsvorschläge (Segment BEW) abzuklären.
EDV-Eintragungen

· Folgende Segmente sind im Rahmen dieses Prozessschrittes auszufüllen: 
Segmente BEW, VMZ, TVS
Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend
· Einladungsschreiben für Nicht-LeistungsbezieherInnen (Segment DOKU)
· Verständigung der Beendigung der Vormerkung (Segment DOKU)
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)“
Schnittstellen 

Prozessschnittstellen
· Die Ruhendstellung von PST bei Personen mit vorhandenen Vermittlungsbuchungen kann Auswirkungen auf den ADG (Segment BEW) haben. 

· Umgekehrt kann das SFU durch eine E-Buchung einen PST automatisch ruhend stellen. 

Organisatorische Schnittstellen
· Existiert für eine Person eine Eintrittsbuchung in einem TAS, so ist der PST über den TAS ruhend zu stellen.
· Ebenso wie die Bezugseinstellung kann die PST-Ruhendstellung inkl. Terminstornierung und Bewegungsabbuchungen durch die Infozone bzw. ServiceLine erfolgen. 

Nachfolgende Prozessschritte

Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
7.3.9 Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist

Vorherige Prozessschritte

Matching durchführen und passende Bewerbungsvorschläge auswählen (Seite 45)
Ergebnis abklären und Konsequenzen ableiten (Seite 64)
Segmentierung nach Betreuungsfall durchführen (Seite 67)
Änderungen durchführen und Auswirkungen überprüfen (Seite 71)
Betreuungsvereinbarung abschließen und kommunizieren (Seite 49)
Information über Leistung erteilen (Seite 56)
Geschäftsfall bearbeiten und approbieren (Seite 61)
PST ruhend stellen und ggf. Bewegungen abbuchen (Seite 77)
Beschreibung (Erläuterungen)
Aufgrund der vorangegangenen Prozessschritte wird geprüft, ob der/die KundIn weiterhin in der Betreuung bleibt. 

Wenn die Betreuung aufgrund des AuslBG bzw. aus anderen Gründen (z.B. Arbeitsaufnahme) endet, ist in diesen Fällen der Prozess noch nicht abgeschlossen, da noch zu prüfen ist, ob offene Forderungen bestehen. 

Ergebnis

· Es wurde entschieden, ob die Person weiter betreut wird oder ob die Betreuung endet.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Sowohl die ausführende Organisationseinheit als auch der Channel wird durch den/die davor abgewickelten Prozessschritt/e bestimmt. 

Nachfolgende Prozessschritte

Offene Forderungen prüfen (Seite 80)
Weitere Betreuung entscheiden (Seite 69)
7.3.10 Offene Forderungen prüfen

Vorherige Prozessschritte

Prüfen, ob weitere Betreuung erforderlich ist (Seite 79)
Beschreibung (Erläuterungen)
Bevor der Prozess „Arbeitskräfte unterstützen“ vollständig beendet werden kann, muss überprüft werden, ob ein Übergenuss (ALV und AMSG) bzw. eine offene Forderung besteht. 

Grundsätzlich erfolgt seitens des BRZ ein Aviso über einen Übergenuss. In Einzelfällen (z.B. Einstellung mit Anfallstag, Bezugsunterbrechung) erfolgt dieses Aviso nicht. Es ist auch festzustellen, ob Forderungen aus Kündigungsentschädigungen oder Pensionsvorschüssen vorliegen. 

Ergebnis

· BeraterIn hat überprüft, ob ein Übergenuss bzw. eine offene Forderung vorliegt. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Die Verantwortung für die Überprüfung eines Übergenusses liegt in der Servicezone. 
Schnittstellen 

Externe Schnittstelle

· Die Übergenüsse sind in der BRZ-EDV gespeichert. Das BRZ meldet einen Übergenuss, wenn eine Bezugseinstellung in einem bereits liquidierten Zeitraum durchgeführt wird. 
Nachfolgende Prozessschritte

Offene Forderungen betreiben (Seite 81)
7.3.11 Offene Forderungen betreiben

Vorherige Prozessschritte

Offene Forderungen prüfen (Seite 80)
Beschreibung (Erläuterungen)
Wurde ein Übergenuss festgestellt, ist zu klären, ob dieser Übergenuss rückzufordern (z.B. Verschulden des/der KundIn) oder mittels einer Abschreibung außer Evidenz zu nehmen ist. 
Ist rückzufordern, sind Maßnahmen zur Hereinbringung von diesem Übergenuss bzw. dieser offenen Forderungen einzuleiten. Dazu wird ein Bescheid (AlVG) oder eine Mitteilung (AMSG) erstellt. Bleibt das Mahnverfahren erfolglos wird ein Exekutionsverfahren geprüft und gegebenenfalls eingeleitet. 

Ergebnis

· Der Übergenuss bzw. die offene Forderung wurde abgedeckt bzw. außer Evidenz genommen. 

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Das Betreiben der Übergenüsse bzw. der offenen Forderungen erfolgt durch die Servicezone. Bei Bedarf informiert die ServiceLine den/die KundIn über die Entstehung der offenen Forderung. 
Qualitätsstandards

· Unabhängig davon, ob ein laufender Leistungs- bzw. Beihilfenbezug vorliegt oder nicht, kann eine Ratenzahlung bewilligt werden, wenn aufgrund der wirtschaftlichen Verhältnisse des/der Verpflichteten die Hereinbringung des Übergenusses in einem Betrag nicht möglich ist. 
Für die Festsetzung der Betrags- und Zeitraumsgrenzen ist die „Durchführungsweisung zu den Forderungen des Bundes für den Bereich der Arbeitslosenversicherung § 25 AlVG und der Individualbeihilfen (§ 35 AMSG iVm. § 34 Abs. 2 Z 2 AMSG) nach dem AMSG § 38 AMSG“ einzuhalten. 
Ratenzahlungen sind nicht zu bewilligen, wenn es sich um Rückforderungen von Übergenüssen in geringer Höhe (Ausmaß von bis zu drei Tagessätzen) handelt. Über Ansuchen um Herabsetzung einer von der regionalen Geschäftsstelle festgesetzte Ratenhöhe entscheidet die Landesgeschäftsstelle. 

· Für die Durchführung von Exekutionen ist die „BRL für das Verfahren bei Exekutionseinleitungen zur Hereinbringung offener Forderungen (AlVG sowie AMSG)“ maßgeblich. 

· Es ist entsprechend den Bestimmungen der „BRL für die Rückforderung und Einbringung von Übergenüssen im Zusammenhang mit Individualbeihilfen nach dem AMSG“ vorzugehen. 
EDV-Eintragungen

· Wird vom AMS wegen einer ausständigen Rückforderung eine Exekution eingeleitet, ist das Kontrollkästchen Exekution zu aktivieren und der Wert der Forderung im Feld Betrag einzugeben. Wird (auch) eine Fahrnisexekution beantragt, ist das Kontrollkästchen Fahrnisexekution zu aktivieren. Dies wird ggf. auch im Exekutionsantrag vermerkt. 
· Bei wiederholten Exekutionsversuchen ist immer der letzte Stand (z.B. der ausständigen Forderung) zu erfassen und gegebenenfalls ein früherer zu überschreiben, da daraus die Einträge für den jeweiligen Exekutionsantrag übernommen werden. Der Rückforderungsblock in der Schiene Kundendoku sowie der Kundenstatus (Feld Rückforderungen) werden von den neuen Feldern zur Exekution nicht beeinflusst. 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

· Bescheid (eventuell mit Zahlschein)

· Rückforderungsmitteilung (bei Individualbeihilfen) inklusive eines Anerkenntnisses und eines Zahlscheines

· Mahnungen 

· Exekutionsantrag 

· Mitteilung über Ersatzansprüche an Pensionsversicherungsträger, IAF ServiceGmbH. oder an Dienstgeber
Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
· „Durchführungsweisung zu den Forderungen des Bundes für den Bereich der Arbeitslosenversicherung § 25 AlVG und der Individualbeihilfen (§ 35 AMSG iVm. § 34 Abs. 2 Z 2 AMSG) nach dem AMSG § 38 AMSG“
· „BRL für das Verfahren bei Exekutionseinleitungen zur Hereinbringung offener Forderungen (AlVG sowie AMSG)“
· „BRL für die Rückforderung und Einbringung von Übergenüssen im Zusammenhang mit Individualbeihilfen nach dem AMSG“
Schnittstellen 

Organisatorische Schnittstellen
· Da in diesem Prozessschritt auch offene Forderungen betrieben werden, die im Rahmen des Teilprozesses Förderung entstanden sind, besteht eine Schnittstelle. 

· Auskünfte zu offenen Forderungen an die KundInnen erfolgen auch durch die ServiceLine, wodurch eine Schnittstelle gegeben ist. 
Externe Schnittstellen

· Alle Übergenüsse und offenen Forderungen werden in der BRZ-EDV gespeichert. 

· Die Versendung der Bescheide sowie die Veranlassung im Rahmen des Mahnverfahrens betreffend ALV-Übergenüsse werden über das BRZ abgewickelt, wobei das Mahnschreiben unabhängig von der Bescheiderteilung erfolgt. 
Nachfolgende Prozessschritte

Auftrag schließen (Seite 83)
7.4 Abschluss (Phase 4)

7.4.1 Auftrag schließen

Vorherige Prozessschritte

Offene Forderung betreiben (Seite 81)
Beschreibung (Erläuterungen)
Sobald kein Übergenuss bzw. keine offene Forderung mehr besteht, ist der Prozess vollständig abgeschlossen und für den/die KundIn beendet. 

Ergebnis

· Die Aktivitäten sind eingestellt. 

8 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Bundesrichtlinie tritt am 1.2.2008 in Kraft. Damit treten die Bundesrichtlinien 
· „BRL AMS-Dienstleistungen (Punkt 7.1 Dienstleistungen für Arbeitskräfte)“
· „BRL Einsatz des elektronischen Terminvereinbarungssystems (TVS-Richtlinie)“
· „BRL zur Vormerkung, Betreuung und Dokumentation von Lehrstellensuchenden“
· „BRL Zusammenarbeit zwischen dem Beratungs- und Vermittlungsservice und dem Service Versicherungsleistungen (Zusammenarbeit BVS-SVL)“
· BRL „eJob-Room“ (Punkt 6.2.2 Jobsuche für Arbeitskräfte)
außer Kraft.
9 Einführung und Qualitätssicherung

Für diese Bundesrichtlinie ist eine Einführungsphase von 6 Monaten vorgesehen. Bis zum 31.7.2008 haben die Landesgeschäftsstellen mittels Einführungsberichtes an die Abteilung SFA der Bundesgeschäftsstelle rückzumelden, ob und welche Probleme in der Anwendung aufgetreten sind, gegebenenfalls hat eine Leermeldung zu erfolgen.

Zur laufenden Qualitätssicherung sind bei Anwendungs- bzw. Abweichungsproblemen Qualitätssicherungs-(Erfahrungs-)berichte an die Abteilung SFA der Bundesgeschäftsstelle zu übermitteln. Diese Qualitätssicherungsberichte werden bis zum Ende des 3. Quartals ausgewertet.

10 Erläuterungen

Zum besseren Verständnis und Einordnung der Prozessschritte werden nachfolgend die 4 Phasen des KP „Arbeitskräfte unterstützen“ verkürzt dargestellt. Im Gegensatz zu den offiziellen Modelldarstellungen werden die Ergebnisse (weiße Sechsecke) nur dann dargestellt, wenn diese zum Verständnis absolut notwendig sind. Zur vollständigen Ansicht des Prozessmodells siehe Intranet – Management und Innovation – Prozessmanagement.
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Phase 2 Auftragsabklärung, Vereinbarung & Matching
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Phase 3 Weitere Betreuung und Existenzsicherung
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10.1 Struktur der Richtlinie

Vorherige Prozessschritte

Da die Prozessschritte nicht immer chronologisch ablaufen, sondern ein Prozessschritt durch mehrere andere Prozessschritte angestoßen werden kann, sind diese gesondert angeführt, um einen besseren Überblick zu geben. Die angeführten Prozessschritte sind verknüpft, wodurch die Möglichkeit besteht, durch Anklicken zum jeweiligen Prozessschritt zu springen. 

Beschreibung (Erläuterungen)
Die Beschreibung soll einen kurzen Überblick über die Tätigkeiten innerhalb des beschriebenen Prozessschrittes geben.

Ergebnis

Das Ergebnis soll die/den BeraterIn bei der Kontrolle unterstützen, ob alle Aktivitäten erledigt wurden. Wobei nicht in allen Einzelfällen alle Ergebnisse umgesetzt werden können. 

Gleichstellungsaspekt (Erläuterungen)
Hierbei soll angeführt werden, warum der Gleichstellungsaspekt in diesem Prozessschritt besonders relevant ist und welche Aktivitäten zu setzen sind.

Channels und ausführende Organisationseinheiten (Erläuterungen)
Als Channels werden die Arten der Abwicklung mit dem/der KundIn verstanden. Es wird unterschieden zwischen persönlich, telefonisch oder schriftlich (auch per Internet). 

Bei den ausführenden Organisationseinheiten ist aufgelistet welche Organisationseinheiten (Infozone, Servicezone, Beratungszone oder ServiceLine) den Prozessschritt durchführen. 

Qualitätsstandards

Dieser Punkt beschreibt, wie der Prozessschritt umzusetzen ist.

Zusätzliche Qualitätsstandards für besondere Personengruppen

Sollten für Personengruppen besondere/zusätzliche Qualitätsstandards gelten, sind diese extra angeführt.

EDV-Eintragungen

Sofern die EDV-Eintragungen zusätzliche inhaltliche Normen erfordern, werden diese angeführt. Wenn die EDV bereits die Eintragungen vorgibt (z.B. Eintragung von Mussfeldern) wird dies nicht gesondert angeführt. 

Formulare / Informationsunterlagen für KundInnen

Verpflichtend

Die angeführten Formulare bzw. Unterlagen sind verpflichtend an den/die KundIn auszugeben.
Empfohlen

Hier werden jene Formulare bzw. Unterlagen angeführt, deren Ausgabe empfohlen wird, die jedoch nicht verpflichtend auszugeben sind.

Unterstützung für die BeraterInnen (Empfehlungen)
Da im AMS inzwischen zahlreiche Informationsunterlagen bzw. Datenbanken vorhanden sind, sind diese unter diesem Punkt angeführt, um die/den BeraterIn zu unterstützen. 

Relevante Bundesrichtlinien / Regelungen
Es ist nicht der Anspruch alle für das SFA relevanten Bundesrichtlinien durch diese BRL zu ersetzen, da die vorliegende Richtlinie ansonsten zu umfangreich geworden wäre. In diesem Punkt erfolgt ein Überblick über die sonst noch relevanten Richtlinien für den beschriebenen Prozessschritt. 

Schnittstellen 
Prozesse laufen nicht unabhängig voneinander ab. Ein erfolgreiches Handeln in einem Prozess ist nicht möglich ohne funktionierende Zusammenarbeit mit den anderen Prozessen. 
Eine Prozessschnittstelle bilden jene Prozessschritte, deren Durchführung bei einem anderen Prozess bestimmte Prozessschritte/Aktivitäten auslösen (können) oder wenn bei der Abwicklung von Prozessschritten im KP „Arbeitskräfte unterstützen“ Informationen/Daten erfasst oder erzeugt werden, die für Aktivitäten/Prozessschritte eines anderen Prozesses relevant sind. Auf der anderen Seite benötigt der KP „Arbeitskräfte unterstützen“ Informationen/Daten aus anderen Prozessen (z.B. greift der KP 1 beim Matching auf Daten des KP2 zu). 
Auch innerhalb eines Prozesses gibt es zwischen verschiedenen Organisationseinheiten (z.B. zwischen Servicezone/Beratungszone und der ServiceLine) Schnittstellen, die als organisatorische Schnittstellen bezeichnet werden. 

Zusätzlich werden auch externe Schnittstellen z.B. BRZ, Hauptverband angeführt.
Nachfolgende Prozessschritte

Der beschriebene Prozessschritt kann wiederum Start für mehrere Prozessschritte sein. Um einen Überblick zu geben, um welche Prozessschritte es sich dabei handeln kann, sind diese gesondert angeführt. Die angeführten Prozessschritte sind verknüpft, wodurch die Möglichkeit besteht durch Anklicken zum jeweiligen Prozessschritt zu springen. 

10.2 Auflistung aller relevanten Bundesrichtlinien
· „BRL über die Zusammenarbeit des Service für Arbeitsuchende mit dem Service Ausländerbeschäftigung (SfA/SAB)“

· „BRL zu Personen mit im Voraus bekanntem Vormerk-Ende und zum Feld Verm.Post. (Einstellungszusagen und Verm.Post)“

· „BRL Verpflichtende Eintragungen in der AMS-EDV (Statusrichtlinie)“

· „BRL über die Zusammenarbeit mit dem BMLV“

· „BRL Arbeitslosmeldung (§ 17 AlVG) und elektronischer Antrag (§ 46 AlVG)“

· „BRL Kontrollmeldungen“

· „BRL zum Verfahren nach den §§ 9 und 10 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AlVG)“

· „BRL zur Erstellung und Anpassung von Betreuungsvereinbarungen (Kurzbezeichnung: BRL Betreuungsvereinbarung)“

·  „BRL für das Verfahren bei Exekutionseinleitungen zur Hereinbringung offener Forderungen (AlVG sowie AMSG)“

· „BRL für die Einholung der Zustimmung der Landesgeschäftsstelle (Sechsaugenprinzip) zu bestimmten Gebarungsvorgängen im Rahmen der Applikation ALV“

· „BRL für die Rückforderung und Einbringung von Übergenüssen im Zusammenhang mit Individualbeihilfen nach dem AMSG“

· „BRL des AMS zur Freigrenzenerhöhung (§36 Abs. 5 AlVG) Verfahren und Anwendung“
· „BRL über die Gestaltung der Organisation im AMS (Organisationsrichtlinie)“

· „BRL Qualitätsstandards im ABV (ABV-Bundesrichtlinie)“

· „BRL für EURES (European Employment Services)“

· “BRL über die AMS ServiceLine (SEL-Richtlinie)”

· „BRL über die Ausnahme von BezieherInnen von Übergangsgeld und Übergangsgeld nach Altersteilzeit vom Erfordernis der Verfügbarkeit nach § 7 Abs. 3 Z 1 AlVG (ÜGG)“

·  „Durchführungsweisung zu den Forderungen des Bundes für den Bereich der Arbeitslosenversicherung § 25 AlVG und der Individualbeihilfen (§ 35 AMSG iVm. § 34 Abs. 2 Z 2 AMSG) nach dem AMSG § 38 AMSG“

·  „BRL Beihilfe zur Förderung der beruflichen Mobilität (BEMO)“ 

Einführungsbericht

Bundesrichtlinie .............

Einführungsphase:     

Allgemeines:

Zu den einzelnen Punkten, entsprechend der Gliederung der Bundesrichtlinie:
	Punkt, Seite:
	Änderungsvorschlag (kurze Ausformulierung)
	Begründung/Hinweis auf ev. Anhang

	
	
	

	
	
	

	
	
	


	Überprüfung ob bzw. in welchem Ausmaß das definierte Gleichstellungsziel erreicht wurde 

	


Angabe der Person, mit der diese Stellungnahme bei Bedarf besprochen werden kann:  

.............................................................................................., Telefonnummer: ...................................

Datum
Unterschrift

Erfahrungsbericht zur

laufenden Qualitätssicherung

Bundesrichtlinie ................. 

Anwendungsprobleme:




Zu den einzelnen Punkten, entsprechend der Gliederung der Bundesrichtlinie:

	Punkt, Seite:
	Änderungsvorschlag                               (kurze Ausformulierung)
	Begründung/Hinweis auf ev. Anhang

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Angabe der Person, mit der diese Stellungnahme bei Bedarf besprochen werden kann:  

.............................................................................................., Telefonnummer: ...................................

Datum
Unterschrift

11 ANHANG
Unterlagen zur Durchführung der Erstinfoveranstaltungen:

· Präsentation

· Musterhandout

· Mustereinladungsschreiben

· Musterfeedbackbogen
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